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Demokratieunfähigkeit des Protestantismus?
Über die Renaissance eines alten Problems
Trutz Rendtorff

Die jüngste Zeit hat einige eindrucksvolle Exempel
dafür statuiert, daß Kritik und Opposition in unserem
Staat etwas zu bewirken vermögen. Der Ausgang der
Wahl am 6. März war mehr als die nachträgliche
Billigung eines Koalitionswechsels in Bonn durch die
Wähler. Die Wahl bewirkte durch einen eindeutigen
Wählerentscheid die mehrheitliche Legitimation der
langjährigen politischen Opposition als Regierungs-
macht. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner
vorerst deklarierten Aufhebung des Volkszählungs-
termins — ein Entscheid auf einer anderen Verfas-
sungsebene und im Zusammenhang anderer politi-
scher Kräfte — die Überlegenheit des freiheitlichen
Verfassungsstaates dokumentiert; es ist dies die
Überlegenheit sowohl über die Protagonisten eines
gesetzwidrigen Boykotts wie über die Verkünder
einer in heiklen Verwaltungsfragen unbedingten
Staatsraison. Dies sind Exempel für die Reichweite
und die Funktion einer verfassungskonformen Oppo-
sition. Sie verdienen eine nachdrückliche Unterstrei-
chung angesichts der um sich greifenden Behaup-
tung, für die Wirksamkeit politischer Opposition und
Kritik bedürfe es anderer Wege des Widerstandes.
Sie sind damit auch eine Herausforderung an aktive
politische Minderheiten von rechts und von links
durch die Verfassungsdemokratie, ein Lehrstück, das
auch Licht auf die Stellung des deutschen Protestan-
tismus zur Demokratie fallen läßt. Es ist an der Zeit,
daß erneut über die traditionelle protestantische
Demokratieunfähigkeit gesprochen wird.

Im Jahr 1983 wird viel berechtigte und kritische
Aufmerksamkeit den Ereignissen des Jahres 1933
gezollt. Dabei werden Auseinandersetzungen in der
Demokratie und im Rahmen ihrer Konsensbildungs-
prozesse in Parallele gesetzt zu damals, um politi-
scher Kritik einen zusätzlichen Schwung zu geben.
Das kann als Einladung zu einer Renaissance einer
spezifisch protestantischen Demokratieunfähigkeit
wirken, wenn mit der Deutung des Jahres 1933 für
die Haltung von Kirche und Protestantismus alsbald
der aktuelle Ruf zum Widerstand als die heute ge-

forderte adäquate Lehre aus den damaligen Erfah-
rungen verbunden wird. Es wird dann der Eindruck
erzeugt, daß sich die Kirche und die Christen damals
nicht rechtzeitig zum Widerstand gegen den Staat
bereit gefunden hätten; und darum sei es heute
dringend gefordert, rechtzeitig Widerstand zu propa-
gieren und zu organisieren. Bestimmte Vorgänge
und Bewegungen im Umfeld der sogenannten Nach-
rüstungsfrage etwa weisen ziemlich klar in diese
Richtung. Der Eindruck ist aber falsch und auch
gefährlich; denn er trägt der Tatsache überhaupt
keine Rechnung, daß die Ereignisse von 1933 auch
die Frucht eines zunehmenden inneren und äußeren
Widerstandes der Kirchen und des Protestantismus
gegen die Demokratie und gegen die Verfassung
der Weimarer Republik waren. Die offenen und
unheilvollen Defizite der zwanziger und beginnenden
dreißiger Jahre waren ja eben diese: Das Fehlen einer
prinzipiellen Annahme der repräsentativen Demo-
kratie, die Ablehnung einer bewußt wahrgenomme-
nen Bejahung der politischen und rechtlichen Ver-
fahren der Demokratie in freier Konsensbildung und
Mehrheitsentscheidung. „Rechtzeitig" dem Aufkom-
men des Nationalsozialismus entgegenzutreten, das
hätte „damals" ja eine deutliche Unterstützung
demokratischer Institutionen und Verfahrensweisen
bedeutet, und nicht der Widerstand gegen sie.

Was zu lernen war und ist, daß eine gute politi-
sche Ordnung ihre Kritik einschließt und die Oppo-
sition sich als Element demokratischer Ordnung in
Anspruch genommen weiß. Das verbietet heute die
Suche nach Widerstandsformen jenseit der demo-
kratischen Rechtsordnung. Die friedenstiftende und
Freiheit erhaltende Funktion der Verfassungsord-
nung ist ja gerade in den Elementen zu sehen, die
die Kritiker der repräsentativen Verfassungsdemo-
kratie einst und jetzt als bloß „formal" zu denun-
zieren nicht müde werden.

Der religiöse und theologische Fundamentalismus
der Zeit nach 1918 wollte eine sittliche Autorität des
Staates, die dem mühsamen Prozeß der demokrati-



sehen Konsensbildung im Parteienstreit und dem
Ausgleich der Interessengegensätze die Eindeutig-
keit von Grundwerten, deutscher Gemeinschaft und
substantieller Verbindlichkeit entgegenstellte. Der
neue Fundamentalismus unserer Tage spricht sich
hochmütig über die demokratischen Verfahrensweisen
aus, weil sie einen Pluralismus von Überzeugungen
fördern, die deutschen politischen Interessen mit den
Interessen von Verbündeten kompromißhaft verbin-
det und in Fragen von weltgeschichtlichem Rang,
wie Umwelt, Rüstung, zu wenig Eindeutigkeit produ-
ziert. Mit der Berufung auf den Auftrag der Kirche
wird dann die Anwaltschaft für politische Fragen in
Anspruch genommen, die sich aus dem immer noch
mühsamen Prozeß der politischen Mehrheitsfindung
und der demokratischen Verfahren herausdefiniert
und parademokratischen Bewegungen als Träger
einer höheren, substantiellen Autorität den Vorzug
gibt.

Die Kirchen haben in der Demokratie einen außer-
ordentlichen, historisch gesehen in der Neuzeit ein-
maligen Spielraum an Freiheit und politischem Ein-
fluß. Er schließt auch die Formen und Inhalte einer
verfassungsgemäßen Opposition und Kritik ein; sie
fällt den Kirchen deswegen leichter, weil die Kirchen
in politischen Fragen den Regeln demokratischer
Mehrheitsbildung nicht direkt unterworfen sind. In-
sofern enthält die im Staat gegebene und von der
Demokratie ermöglichte Rolle der Kirchen auch die
permanente Verführung zu einem neuen Klerikalis-
mus. Er kann z. B. in der Weise zum Zuge kommen,
daß in den Kirchen die politische Mitwirkung in der
jetzigen Demokratie als eine Art nachgeholter und
nachzuholender Kirchenkampf bzw. Widerstand ge-
gen das NS-Regime interpretiert wird; wobei dann
die heutige Verfassungswirklichkeit nur gebrochen
wahrgenommen wird. Um so wichtiger ist es, daß in
den Kirchen die Frage sehr ernst genommen wird,
wie sie es mit den Verfassungsgrundsätzen und den
Verfahrensregeln der Demokratie halten. Denn es
könnte leicht geschehen, daß in den Kirchen das
Bewußtsein Platz griffe, hier sei man — kraft höherer
theologischer Legitimationen - von den Verbindlich-
keiten der Demokratie dispensiert. Die Berufung auf
Jesus Christus als den alleinigen Herrn, mit der
einst der Anspruch des Führerprinzips bestritten
wurde, darf ja nicht politisch blind machen. Darum
ist es höchste Zeit, daß die scheinbar bloß formalen
Regeln der Konsensbildung, der Mehrheitsfindung
und der Gewaltenteilung in ihrem substantiellen Ge-

halt als gleichrangig mit den wechselnden politischen
„Schicksalsfragen" erkannt und anerkannt werden.

Die Versuchung, unter Berufung auf den Kirchen
kämpf im 3. Reich mit einem neuen „Status confes-
sionis" die Verbindlichkeit des Status politicus zu
überspielen oder für Christen als außer Kraft gesetzt
zu erklären, könnte die moderne Form der protestan-
tischen Demokratieunfähigkeit sein, mit der wir es
heute zu tun haben. Die Tendenz jedenfalls, der
Opposition gegen die Effektuierung des sogenannten
Doppelbeschlusses der NATO den Rang einer Glau-
bensentscheidung zu geben, die keine Kompromisse
mehr zuläßt und im gelungenen Falle sich im Märty-
rertum vollendet, womöglich unter Anspielung auf
den Kreuzestod Jesu Christi, provoziert die Frage,
ob die Christen als zu demokratischer Mitverant-
wortung konstitutionell unfähig seien. Nun, man muß
die Dinge nicht so weit dramatisieren, obwohl es
immer angemessen ist, nicht nur Taten, sondern auch
Worte ernst zu nehmen. Die Wahrheit des Evange-
liums kann rasch an politische Scheineindeutigkeiten
verraten werden.

Die intellektuellen Ansprüche an eine heute gefor-
derte politische Ethik des Protestantismus zielen in
eine andere Richtung. Der Protestantismus muß die
innere Verbindlichkeit seines evangelischen Auftra-
ges in demokratiefähige Vorstellungen eines politi-
schen Mandats der Kirche umsetzen. Sicher, auch
die tragenden Strukturelemente der Demokratie müs-
sen immer neu diskutiert und kritisch verhandelt
werden. Aber auch für die Kirche gilt: Es gibt keinen
Ausstieg aus Recht und Verfassung, auch nicht im
Namen eines „Widerstandes im höhern Chor". Inso-
fern ist das Thema einer verfassungskonformen
Opposition auch ein guter Einstieg in die fällige
Auseinandersetzung. Wer politisch „Nein" sagt, muß
wissen, wo er im Blick aufs Verfahren ebenso ent-
schlossen „Ja" sagt. Zur demokratischen Bildung
gehört das Bewußtsein, daß die in der Kritik jeweils
negierte andere Position auch in der Kritik noch an-
erkannt wird. Das ist die Ebene, auf der Politik und
Ethik aufs engste zusammenhängen.

Prof. Trutz Rendtorff

ist Ordinarius für Systematische Theologie
der Universität München.

Aus unserer Arbeit

Friedenssehnsucht und
Friedenssicherung
Veranstaltung des EAK Mainz-BIngen

Gau-Algesheim: Zu einer Veranstal-
tung zum Thema „Friedenssehnsucht
und Friedenssicherung" hatte der Evan-
gelische Arbeitskreis Mainz-Bingen nach

Gau-Algesheim eingeladen. Als Referent
des Abends konnte Militärdekan W. Sixt
gewonnen werden.

Der Referent betonte einleitend, daß
es eine zentrale Aufgabe der Kirche sei,
alle Menschen anzusprechen. Das setze
voraus, daß der kirchliche Amtsträger
sich einer einseitig politischen Mei-
nungsäußerung enthalte und auch selbst

keine politische Bindung eingehe. In
dieser Hinsicht habe sie, die Kirche,
einen wichtigen Beitrag zur Friedens-
diskussion zu leisten.

Der 2. Weltkrieg, in dem mit vorher
nie dagewesener Härte und Brutalität
und in einem erschreckenden Ausmaß
menschliches Leben vernichtet worden
ist, habe eine große Sehnsucht nach



Frieden weltweit geweckt Dre „Lehre
vom gerechten Krieg" habe deshalb seit
dem Ende des 2. Weltkrieges ihre
Glaubwürdigkeit verloren.

Die Kirche hat Motivationen für eine
vernünftige Politik zu geben, sie kann
aber keinen Weg für politisches Han-
deln vorschreiben. Einseitige Abrüstung
birgt das Risiko der Mißverständlichkeit

in sich und ist deshalb kein geeigneter
Weg zur Schaffung eines Vertrauens-
verhältnisses. Der Referent meinte, daß
ein Vertrauen nur über Verhandlungen
und nicht über einseitige Vorleistungen
zu schaffen ist. Abrüstung aus der Posi-
tion eines Kräftegleichgewichts zwischen
Ost und West und Risikoverringerung
durch Aufrechterhalten der Gesprächs-

bereitschaft zwischen den beiden Macht-
blöcken muß deshalb das erklärte Ziel
einer vernünftigen Politik zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt sein.

Anschließend an die Ausführungen von
Herrn Militärdekan W. Sixt fand eine
lebhafte Diskussion statt, in der in sehr
fairer Weise auch gegensätzliche Mei-
nungen ausgetragen wurden.

Vor einem u heißen Herbst"
• Gedanken eines Polizeipfarrers -
Wolfgang Kilger

Die Medien sind voll von sorgenvollen
Spekulationen über einen „heißen
Herbst". Wenig wird geschrieben von
den Polizisten, die möglicherweise zwi-
schen den „Fronten" stehen. Prof.
Herzog hat im August In einem Brief an
alle evangelischen Pfarrer, Insbeson-
dere an solche, die der Friedensbewe-
gung nahestehen, appelliert, sich ihrer
Verantwortung auch für die Polizei be-
wußt zu sein.

Der Beauftragte für Polizei- und Ver-
kehrsfragen der Evangelischen Landes-
kirche In Württemberg, Kirchenrat Wolf-
gang Kilger, wurde von uns gebeten, in
seinem Beitrag auch die Situation der
Polizei darzustellen. Er mahnt zum
Inneren Frieden, „daß die Menschen In
der Bundesrepublik auch nach dem hei-
ßen Herbst sich wieder In die Augen
schauen können".

Ich sah die Mühe, die Gott den
Menschen gegeben hat, daß sie
darin geplagt werden. Er aber tut
alles fein zu seiner Zeit und läßt ihr
Herz sich ängsten, wie es gehen
solle in der Welt; denn der Mensch
kann doch nicht treffen das Werk,
das Gott tut, weder Anfang noch
Ende. - Prediger 3,10+11

Heute ist Montag, der 15. August
1983. In der Presse ist „sauere Gur-
kenzeit"; das Ungeheuer von „Loch
Ness" sollte eigentlich erscheinen.
Dafür ist der Sommer so heiß, daß
selbst ein „heißer Herbst" nicht hei-
ßer sein könnte.

Auf der ersten Seite der Stuttgar-
ter Zeitung wird die badische evan-
gelische Kirchenleitung dargestellt,
wie sie ihre Pfarrer und Kirchen-
glieder „zur Mäßigung ermahnt. In
meinem Posteingang befindet sich
der Bericht eines Theologiestuden-
ten über einen freiwilligen beglei-

tenden Dienst auf einem ländlichen
Polizeirevier, der mir erneut deut-
lich macht, daß — trotz der entstel-
lenden Darstellung in den Ver-
öffentlichungen — der Dienst unse-
rer Polizeibeamten mit gut 95 %
ihres Tuns sich anderen Fragen zu-
wendet, als dem Demonstrations-
geschehen. Aus dem Lager Mut-
langen bei Schwäbisch Gmünd er-
halte ich die Nachricht, daß die
Sache mit dem Toilettenwagen
offensichtlich gut geht (die dort mit
Familien und Kindern campieren-
den Friedenskämpfer, die sich auf
die Tage des „heißen Herbstes"
vorbereiten — und gewaltfreie
Aktionen einüben — haben hygie-
nische Probleme), und die Polizei
hilft ihnen dabei. Ich selber bereite
mich auf die nächsten berufsethi-
schen Unterrichtsstunden bei den
jungen Beamten der Bereitschafts-
polizei vor. Sie sind im Unterricht
wie Schüler auf anderen Schulen —
werfen zwar nicht mit Papierkugeln
— aber sonst versuchen sie in ihrem
Schulbetrieb mit ihren Lehrern alles
das, was Schüler anderer Schulen
in ihren Klassenzimmern auch aus-
probieren. Sie denken an ihre Mäd-
chen und Motorräder, an das Wo-
chenende und ihren Urlaub. Frie-
densdiskussionen absolvieren sie
mit Gelassenheit und sind auch
durch schrecklichste Zukunftsvisio-
nen kaum von ihren Bänken zu rei-
ßen. Sie sind bedrängt von den
nächsten Prüfungsarbeiten und hof-
fen, daß die Enge des Dienstes im
Verbände sie einst in die herrliche
Freiheit des Einzeldienstes entlas-
sen möge. Sie behaupten — auch
wie alle anderen Schüler - daß
alles das, was sie hier lernen, im
späteren wirklichen Leben doch

nicht vorkommt und lernen deshalb
für die Schule, nicht für das Leben.

Die älteren Beamten der Einsatz-
hundertschaften sehen dem soge-
nannten „heißen Herbst" mit Ge-
lassenheit entgegen. Sie haben
schon einige Erfahrungen. Sie wis-
sen, daß sie angespuckt und nicht
nur mit Farbbeuteln und Fäkalien
beschmissen werden und denken
während ihres Einsatzes auch an
ihre Freizeit und die Verpflegung.
Daß vor ihren Augen bei Demon-
strationen auch wild gestikulie-
rende Geistliche — manchmal sogar
im Talar — erscheinen, verwundert
die, deren Konfirmation noch nicht
so lange zurückliegt, etwas mehr
als die Älteren. Sie sind ja heute
zu 20% Abiturienten, zu 40% Mit-
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telschüler, zu 20% Hauptschüler.
Ihre Geschwister, Eltern, Freunde
und Freundinnen sind im kirchli-
chen Dienst Pfarrer, Krankenschwe-
stern, Sozial-Pädagogen und so
fort. Und — sie haben die Startbahn
West nicht gebaut. Sie haben auch
nicht beschlossen, Kernkraftwerke
oder andere Industrie-Giganten zu
bauen; weder Müll-Deponien, noch
Autorennstrecken sind ihre Erfin-
dungen.

Die Theorie des Polizeipfarrers
widerspricht oft der praktischen
Wirklichkeit, und mit Absicht habe
ich den marxistischen Begriff
„Theorie" und nicht den heute in
inflationärer Weise ausverkauften
Ausdruck „Theologie" verwendet.
Auch der zu Tode gerittene Aus-
druck, daß Polizeipfarrer ihren
Dienst „in kritischer Solidarität"
versehen würden, eignet sich höch-
stens dazu, auf Synoden Gelder zu
erbitten. Theologisch und ethisch
bleiben wir alleingelassen. Die
„ethische Dimension polizeilicher
Lagen" heißt zum Beispiel das
Thema eines Seminars an der Füh-
rungs-Akademie der Polizei in Hil-
trup, das von dem dortigen Polizei-
pfarrer, Dr. Hermann Möllers, ge-
halten wurde. In Berlin, Hamburg,
Bremen, Hannover, Düsseldorf,
Münster, Wiesbaden, Karlsruhe,
Tübingen, Stuttgart und München
haben Polizeipfarrer ihre Dienst-
sitze und begleiten ihre Beamten
während ihrer Ausbildung und im
späteren Dienst. In den 11 Ländern
der Bundesrepublik ist dieser
Dienst verschieden geordnet und
wird lediglich durch die „Konfe-
renz evangelischer Polizeipfarrer"
(KEPP) im Bereich der EKD koordi-
niert. Ihr Vorsitzender ist zur Zeit
der Berliner Polizeipfarrer Johan-
nes Meyer. Man trifft sich zu Erfah-
rungsaustausch und Weiterbildung.
Eine unserer Hauptaufgaben ist zur
Zeit der Versuch, einen Beitrag zur
„Deeskalation der Gewalt" zu lei-
sten. Deshalb bitten wir auch
unsere Brüder im Amte, sich bei
Demonstrationen zurückzuhalten;
denn wir können feststellen, daß
gerne dort, wo evangelische Geist-
liche auftreten oder „Feldgottes-
dienste" gehalten werden, Chaoten
und Gewalttätige das Geschehen
unterwandern. Die Suche nach der
„Stecknadel im Heuhaufen" sollten
wir nicht erst provozieren.

Ein gutes Ergebnis — der im ver-
borgenen und in mühsamer Klein-
arbeit seit 1948 von katholischen

und evangelischen Pfarrern gelei-
steten kirchlichen Arbeit in der Poli-
zei ist, daß wir zur Zeit — ohne
viel öffentliches Geschrei — dabei
sind, zwischen Polizei und Demon-
stranten — zwischen Polizeiführung
und Demonstrationsleitung - ernst-
hafte Gespräche zu vermitteln, um
der weiteren Eskalation von Gewalt
zu wehren. Solche „Deeskalations-
gespräche" sind zum Beispiel bun-
desweit hier in Stuttgart abgehalten
worden. Die Hoffnung, daß dadurch
sogenannte Verträge zwischen Poli-
zei und Demonstranten geschlossen
werden könnten, ist für jeden Sach-
kundigen nichtig. Dennoch sind
diese menschlichen Begegnungen
dazu angetan, aufgestauten Haß,
unbegründetes Mißtrauen und per-
sönliche Beleidigungen abzubauen.
Demonstrationen in einer lebendi-
gen Demokratie sollten so ablaufen,
daß alle Beteiligten sich auch da-
nach noch in die Augen schauen
können.

Zwischenbemerkung zum Begriff
des „heißen Herbstes"

Der biblische Befund dieses Be-
griffes ist dürftig. Das Wort „Herbst"
kommt — so weit wie ich sehe —
nur dreimal in der apokryphen
Schrift des Alten Testamentes Jesus
Sirach vor. Der Frühling hat ein
paar Positionen mehr. Die Worte
Sommer und Winter erfreuen sich
in biblischen Texten öfteren Ge-
brauchs. Sie sind uns besonders
vertraut im Zuspruch Gottes an die
Menschheit nach der Sintflut. Die
Worte „heiß" und „kalt" haben für
uns meistens eschatologischen
Klang in ihrer Zuspitzung der Worte
des Engels an die Gemeinde in
Laodicea in der Offenbarung des
Johannes (3, 14 ff.). Wer auch im-
mer den Ausdruck „heißer Herbst"
erfunden haben mag— er hat uns
keinen guten Dienst erwiesen —.
Wer übernimmt die Verantwortung
dafür, daß jetzt junge Menschen
den Herbst erwarten, wie alte Chri-
sten den Jüngsten Tag? Wer wird
die Verzweiflungen und Enttäu-
schungen auffangen, die eintreten
werden, wenn sich nach diesem
„heißen Herbst" nichts geändert
haben wird? Mit der heutigen Post
habe ich mahnende Schreiben
dreier evangelischer Kirchenleitun-
gen in Deutschland erhalten. Die
Kirchenleitungen in Berlin, Karls-
ruhe und Stuttgart, haben zur Ver-

nunft und Besonnenheit, zu Glau-
ben und Hoffnung aufgerufen. Wer
wird die jeweils etwa 10 Seiten auf-
merksam lesen? Der Jungscharfüh-
rer Kai Uwe, der kaum 16V2 Jahre
alt mit seiner Freundin Sandra,
etwa 151/2 Jahre alt, begeistert auf
die Schwäbische Alb zieht um sich
mit seiner Gruppe an der Friedens-
kette zu beteiligen, wird jedenfalls
weder auf die besorgte Mutter, die
ich vor 30 Jahren konfirmiert habe,
noch auf seinen Ortspfarrer, hören.
Der Sozialtherapeut, der seine
Selbsthilfegruppe zum Dienst am
Frieden nach Mutlangen fährt, wird
zum lesen solcher Zeilen kaum Zeit
finden. Die Flut der Flugblätter, Re-
solutionen, Denkschriften und inter-
nen Mitteilungen ist so uferlos an-
gewachsen, daß es eine befreiende
Lust sein kann, an einem Gesche-
hen teilzunehmen, bei dem man die
Aussicht hat, für wenige Augen-
blicke sich selbst auf dem Bild-
schirm wiederzuerkennen.

Es liegt mir ferne, in das allge-
meine Klagelied einzustimmen, daß
die Verhältnisse nicht so sind, wie
sie sein sollen, und daß wir mit mo-
dernen Medien noch nicht richtig
umgehen können. Im Gegenteil:
Noch immer bin ich der Überzeu-
gung, daß die Auslegung der Heili-
gen Schrift, die uns evangelischen
Pfarrern in besonderer Weise auf-
getragen ist, ihre Wirkung nicht ver-
fehlen kann und der beste Beitrag
zur Erinnerung innergesellschaft-
lichen Friedens sein wird. Auf den
beiden Kirchentagen in Hamburg
und in Hannover hat jeder, der sein
Auge nicht durch Manipulationen
beeindrucken ließ, eine Jugend ge-
sehen, die mit ganzem Herzen zum
Frieden drängt. Am Stande des
evangelischen Krankenhausverban-
des, den ich mit seinen 250 Kran-
kenhäusern und 60 000 Betten einen
Tag lang vertreten habe, hat sich
eine Jugend gedrängt voller Fra-
gen, Freundlichkeiten; pärchen-
weise und in Gruppen, händehal-
tend mit großen Augen. Ein Freund
hat formuliert: „Sie suchen den lie-
ben Gott". Haben sie ihn gefunden?
Die Hallen mit den Bibelarbeiten
waren jedenfalls überfüllt.

Im Lutherjahr sei es erlaubt, aus
der Hauspostille 1544 einen Satz
aus der Predigt zum „Oberstag",
zu zitieren. Luther erkennt, daß die
drei Weisen den Christus im könig-
lichen Schlosse suchen und nicht in
Bethlehem und meint dazu - er,
Luther, hätte ihn im Tempel und



auch nicht in Bethlehem gesucht.
„Darumb ist dem Teuffei sonderlich
vil dran gelegen, wie er uns vom
wort reyssen und ausser dem wort
auff eygne gedancken füren möge.
Denn da weyß er, das er gewonnen
unnd wir verloren haben. Darumb
ist diß die höchst und beste kunst,
das man fest am wort halte und von
Götlichen Sachen änderst nicht ge-
dencke, denn wie das wort uns vor
sagt. Aber es darff vil mühe bis man
die leut dahin bringt (WA Bd. 52,
89)". Es bedarf sicher ernster Arbeit
am Text, daß wir unterscheiden ler-
nen, was göttliche und was mensch-
liche Sache sei. Das gilt auch für
die Friedensfrage. Der Friede „der
höher ist als alle Vernunft", ist
sicher von anderer Qualität, als der,
den wir uns selbst zurechtdenken.

Bei meiner gelegentlichen kurso-
rischen hebräischen Psalmenlektüre
konnte ich gestern endlich der
Frage nachgehen, warum Luther im
„Titan der Psalmen" (PS 68, Vers.
15) 1545 daran festhält, daß an die-
ser verderbten Textstelle zu über-
setzen sei, daß es dadurch helle
wird, wo es dunkel war, wenn Gott
Könige einsetzt auf Erden. In allen
späteren — auch lutherischen —
Obersetzungen heißt es, daß
Schnee auf dem Salmon (Martin
Buber „Schattenbühl" andere
„Schwarzwald") gefallen sei, weil
Gott die Könige auf Erden zerstreut
— oder gar vernichtet habe. Wer
jetzt Martin Luther die Staatsauf-
fassung der Neuzeit oder gar die
Hegels unterstellt (der wie die
Hohenzollern aus dem Schwaben-
lande stammt), der hat bei Luther
nicht nachgelesen; denn Luther ver-
steht dort unter dem Wort König
(Melek) nicht staatliche Organe,
sondern kirchliche und geistige
Autorität — Lehrer und Apostel —.
Es ist deshalb zu hoffen, daß durch
gediegene Staatsrechtslehrer es
helle wird, wo es zuvor dunkel war.
Zur Zeit muß ich viele entsetzlich
wirrköpfige seitenlange Auslassun-
gen lesen, die mit den Begriffen
Legalität und Legitimität jonglieren.
Unsere Kirchenleitungen haben
deutlich zu verstehen gegeben, daß
sogenannte Regelverletzungen Un-
recht seien und nicht gebilligt wer-
den können. Wer sie bewußt be-
geht, muß auch bereit sein, die Fol-
gen zu tragen. — Aber Kinder soll-
ten wir lieber nicht dazu auffor-
dern —. Wie wäre es, wenn unter
uns kirchliche Autorität wieder an-

erkannt würde? — Damit es helle
wird, wo es dunkel war —.

Die von Luther wieder entdeckte
zentrale katholische Wahrheit der
„justitia alliena", die uns befähigt
zu glauben und zu hoffen, daß Gott
uns Sünder rechtfertigt, hat im
Laufe der Geschichte des Christen-
tums sicher zu gegensätzlichsten
und auch mißverständlichsten Kon-
sequenzen geführt; und es wird da-
bei bleiben, daß diese Konsequen-
zen unter uns strittig sind. Paul
Tillich hat entdeckt, daß die Recht-
fertigung des Sünders vor allem
darin besteht, daß unser Denken
gerechtfertigt wird. Wer unter uns
hat die Stirn, dem Andersdenkenden
das Heil abzusprechen oder ihn gar
mundtot zu machen. Deshalb rufe
ich auf, Mut zum fragmentarischen
Dialog zu haben und hoffe, daß die
Menschen in der Bundesrepublik
auch nach dem „heißen Herbst"
sich wieder in die Augen schauen
können. Wenn Friede und Gerech-
tigkeit sich küssen, wird das Lachen
auch nicht mehr ferne sein.

Unwissenschaftliches Nachwort —
ein Plädoyer für den Rechtsstaat

Angesichts des sogenannten
„heißen Herbstes" steht es einem
Polizeipfarrer — der sich verständ-
licherweise Sorgen um die Zukunft
seiner evangelischen Kirche macht
— wohl an, Farbe zu bekennen —
oder wie man früher gesagt hat —
„Flagge zu zeigen". Gefahren wer-
den deutlich, wenn man die Schrif-
ten von Carl Schmitt liest und auch
bei dem von mir verehrten Paul
Tillich. Beide jedoch müssen sich
die Anfrage gefallen lassen, ob sie
nicht — vermischt unter ihrer Recht-
fertigung innergesellschaftlich-revo-
lutionärer Gewaltanwendung —
auch den Terror als „Fortsetzung
der Politik mit anderen Mitteln"
legitimieren.

Carl Schmitt wird von seinen
Gegnern vorgeworfen, er habe mit
seinen Schriften den Unrechtsstaat
des Dritten Reiches erst ermöglicht.
Es ist in der Tat zu fragen, wie es
passieren konnte, daß auf der Höhe
des Dritten Reiches junge Elite-
Juristen deutscher Universitäten mit
großer Protektion in die führenden
Positionen der SS einrücken konn-
ten. Hat sie niemand gewarnt? Die
Interpretation des Verhältnisses von
Legitimität zur Legalität — so wie

sie Carl Schmitt versteht — findet
sich in direkter Fortsetzung auch
in der Frankfurter Schule wieder.
Wer bremst den Elan junger Men-
schen, die in Empörung über be-
stehendes Unrecht, die Grenzen ge-
setzter Normen überschreiten und
mit Hilfe solcher Interpretationen
ihr Handeln vor sich selbst recht-
fertigen. Was wird geschehen, wenn
sich nach dem „heißen Herbst"
nichts ändert? Die Aufforderung,
geltendes Recht „nur formal" zu
brechen — da es legitim sei, Regeln
zu verletzen, könnte später die
Stelle des Dammbruches markieren,
an der eine Flut von Gewalt und
Unrecht uns überfällt. Unser Rechts-
staat ist mit allen seinen Organen
— bis hin zur Polizei — auf eine
harte Nagelprobe gestellt. Sie wird
ihm durch den Streit juristischer
Lehrmeinungen wahrhaftig nicht er-
leichtert. Wer warnt junge Men-
schen heute vor den möglichen
Konsequenzen ihrer Verzweiflung?

Im letzten Band der Werke Paul
Tillich's wird ein Gespräch zwischen
Karl Barth, Emanuel Hirsch und
Paul Tillich im Hause Hirsch's in
Göttingen beschrieben. Man war ein
paar Tage in Eintracht beeinander
— Rose Hirsch versorgte die Gä-
ste —. Die theologischen Gegen-
sätze waren unüberbrückbar - die
Freundschaft noch unbestritten.
Warum ist nach dem zweiten Welt-
krieg der Versuch der Versöhnung
zwischen diesen drei Männern so
kläglich gescheitert? Ist die Ent-
deckung Paul Tillich's, daß die
Rechtfertigung des Sünders in der
Rechtfertigung des Denkens be-
stünde und die daraus gezogene
Forderung des Dialogs zwischen
Andersdenkenden etwa blauäugig?
Jedenfalls ist es kaum denkbar, daß
Schüler — oder gar Epigonen — die-
ser drei Lehrer heute miteinander
reden könnten. Und trotzdem rufe
ich zu Gebet und Dialog auf. Zum
Gebet, daß Gott der Welt gute Leh-
rer und Prediger geben möge, zum
Dialog, damit wir Menschen uns ge-
genseitig nicht vernichten.

„Wenn Gott ein Königreich, Land
oder Volk strafen oder gar verwü-
sten will, so nimmt er zuerst die
frommen, gottseligen Lehrer und
Prediger weg" ... M. Luther (WA
TR 6.6546).

Gar nichts ist von denen zu hal-
ten, die uns angesichts möglicher
kommender Schrecken heute schon
das Lachen verbieten wollen.



Christlicher Glaube und moderne Naturerkenntnis
Focko Weberllng

„Wird heute nicht überall deutlich, daß die Naturwissen-
schaften und der Glaube, alle Probleme mit Hilfe der Tech-
nik bewältigen zu können, zur herrschenden Religion unse-
rer Zelt geworden sind?" Diese Frage beschäftigt den
Naturwissenschaftler Prof. Dr. Focko Weberling. Mit dem
Psalmlsten des 14. Psalm stellt er aber fest: „Nur ein
Dummkopf spricht In seinem Herzen: Es gibt keinen Gott".
— Der Autor Ist Kreisvorsitzender des Evangelischen
Arbeitskreises in Ulm.

In der Einleitung zu einem sicherlich guten theo-
logischen Kommentar zu den ersten Kapiteln der
Genesis (C. Westermann 1976) heißt es: „Obwohl das
Fragen nach den Anfängen von Welt und Menschheit
längst aus dem Bereich der Religion in den Bereich
der Wissenschaft übergegangen ist, obwohl die
christlichen Kirchen in den letzten Generationen die
Kompetenz wissenschaftlichen Fragens nach den An-
fängen zu bestreiten aufgehört haben, ist doch jene
andere, bis in die frühen Schichten des Alten Testa-
mentes zurückreichende Traditionslinie nicht abge-
brochen. In den christlichen Kirchen über die Welt
hin wird nach wie vor der Glaube an Gott, den
Schöpfer des Himmels und der Erden in den Gottes-
diensten bekannt..."

Sicherlich hat sich in den beiden vergangenen
Jahrzehnten die Ansicht stärker durchgesetzt, daß die
Schöpfungsberichte der Bibel ungeachtet mancher
Ansätze naturkundlicher Erkenntnis und Kategori-
sierung (etwa in der Reihenfolge der Entstehung der
Gestirne, von Pflanzen und verschiedenen Tiergrup-
pen) keine naturwissenschaftliche Erklärung der Welt-
entstehung bezweckten. Sie stellen vielmehr eine
letztlich wohl nur mythisch zu erfassende Ergänzung
der Geschichte des Volkes Israel in einer Projektion
nach rückwärts dar: Der Gott, der das Volk Israel
durch die Wüste geführt hatte, der war es auch, der
Himmel und Erde geschaffen hatte. Diese Voraus-
setzung galt für das Volk Israel offenbar als selbst-
verständlich und stand, wie der Kommentar schreibt,
„durchaus jenseits der Möglichkeit einer Alternative
von Glauben oder Nicht-Glauben".

Wenn dies klar ist, so bestürzt doch die andere in
dem obigen Zitat enthaltene Aussage: ist es wirklich
so, daß „das Fragen nach den Anfängen ... aus
dem Bereich der Religion in den Bereich der Wissen-
schaft übergegangen ist"? Hat die christliche Lehre
hier ihre Kompetenz verloren und ist allein die Wis-
senschaft hier kompetent? Man kann dem Kommen-
tator keineswegs unterstellen, daß er dies so absolut
und uneingeschränkt sagen wollte, aber wird heute
nicht überall deutlich, daß die Naturwissenschaften
und der Glaube, alle Probleme mit Hilfe der Technik
bewältigen zu können, zur herrschenden Religion
unserer Zeit geworden sind? Gegen diesen — schein-
baren — Absolutheitsanspruch richtet sich zumindest
ein Teil des vor allem von Jugendlichen geäußerten

Protestes, wobei man hier freilich einem Don
Quichote ähnlich mit stumpfen Waffen gegen Wind-
mühlenflügel ankämpft. Selbst religiös gebundene
Menschen können sich oft nur schwer dem Sog des
beängstigenden Gedankens entziehen, daß unsere
anscheinend lückenlose Welterklärung für Gott als
den Schöpfer und Erhalter der Welt und des Men-
schen keinen Raum mehr läßt.

Inzwischen behauptet doch die Biologie sogar,
auch das organische Leben aus physikalisch-chemi-
schen Gesetzmäßigkeiten ableiten zu können. Es ge-
lang sogar die überraschende Feststellung, daß die
Steuerung der in vielfältiger Weise zusammenwirken-
den Lebensprozesse in der Zelle von langen ketten-
artigen Molekülen beherrscht wird, in denen durch
eine bestimmte Folge von vier verschiedenen Ketten-
gliedern - also Teilmolekülen - die Informationen
zum Aufbau und zur Steuerung des Organismus
fixiert sind. Sie enthalten gewissermaßen eine Mole-
külschrift (aus 4 Buchstaben), die vom Protoplasma
der Zelle „gelesen" werden kann.

Kein Wunder, daß man daraufhin sogar von „gei-
stigen Eigenschaften" dieser Kettenmoleküle gespro-
chen hat und die Vermutung äußerte, der Autor dieser
Schrift könne die Materie selbst sein. Daran schließt
sich der immer wieder erneuerte Versuch an, auch
das Geistige und Seelische als Äußerungen des
Materiellen, als „Epiphänomene" oder als „geistigen
Überbau" zu erklären.

Dabei verweist man dann auf Ergebnisse der psy-
choanalytischen Forschung und der vergleichenden
Verhaltensforschung und vor allem auf die Stammes-
geschichte des Menschen, für die von den Anthro-
pologen ein etwa 600 000 Generationen umfassendes
Tier-Mensch-Obergangsfeld angenommen wird, wäh-
rend dessen es im Wechselspiel mit der Ausbildung
der Sprache zur Weitergabe und Akkumulation von f »
Erfahrungen und zur stärkeren Entwicklung der Ab-
straktionsfähigkeit gekommen sein soll.

Damit noch nicht genug. Teils aufgrund chemisch-
physikalischer Erkenntnisse, teils an Hand rein ge-
danklicher Konstruktionen betrachtet man es heute
als „wahrscheinlich", daß das Leben auf unserer
Erde aus anorganischer Materie entstanden sei. Man
hat darüber eine bis in viele Einzelheiten hineinrei-
chende Theorie entwickelt, in der neben den bekann-
ten chemischen und physikalischen Gesetzmäßig-
keiten und der Grundannahme eines bestimmten
„Urzustandes" unsere Erdoberfläche auch die zu-
fällige Kombination günstiger Umstände eine beson-
dere Rolle spielt. Es ist daher kein Zufall, daß das
bekannte Buch von Jaques Monod den Titel trägt:
„Zufall und Notwendigkeit".

Es ist begreiflich, daß viele Menschen durch diese
Aussagen in tiefe Verwirrung gestürzt werden. Hatte
man doch bisher häufig zu der Behauptung Zuflucht
genommen, daß jedenfalls das „Geheimnis des
Lebens" und das Problem seiner Entstehung für die
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Naturwissenschaften grundsätzlich unlösbar seien.
Ja, man hatte kaum Zweifel daran, daß wenigstens
an dieser Stelle einmal das unmittelbare Wirken des
göttlichen Odems der menschlichen Einsicht zugäng-
lich sei und schloß daran nur allzu gerne eine Art
Gottesbeweis an.

Gleich, welchen Wert man den erstaunlichen Fort-
schritten beimißt, welche die Molekularbiologie in
jüngster Zeit gemacht hat, wird man doch auf jeden
Fall erkennen müssen, daß man mit Behauptungen
wie etwa, das Problem der Entstehung des Lebens
sei „grundsätzlich" unlösbar, vorsichtig sein sollte.

Unabhängig davon, ob es grundsätzlich nicht oder
nur vorerst noch nicht möglich ist, bestimmte Fragen,
wie etwa die nach der Herkunft des Lebens, natur-
wissenschaftlich zu beantworten, ist jedoch festzu-
stellen: auch von der christlichen Botschaft her ge-
sehen ist es völlig fehl am Platze, Natur und Welt,
soweit es geht, wissenschaftlich zu erklären, aber
überall dort, wo unseren wissenschaftlichen Erkennt-
nissen einstweilen oder für immer Grenzen gesetzt
sind, Gott als „Lückenbüßer" einzusetzen. Ein solcher
„Glaube" an einen durch die Existenz unerforsch-
barer Reservate „beweisbaren" Gott hätte mit dem
christlichen Glauben nichts zu tun.

Gleich, ob wir in der Lage sind, ein umfassendes,
lückenlos naturwissenschaftlich erklärbares und
logisch widerspruchsfreies Weltbild zu entwerfen:
jeder Versuch, Gott in ein solches Weltbild einzu-
ordnen, müßte schon daran scheitern, daß sich Gott
als der über alle menschlichen Vorstellungen Erha-
bene eben nicht in unsere Denksysteme einfügen
läßt. Somit ist gar nicht zu erwarten, daß sich unsere
naturwissenschaftlichen Vorstellungen mit Aussagen
über Gott — wenn wir wirklich Gott meinen, und nicht
eine menschliche Klischeevorstellung — ohne Wider-
sprüchlichkeiten vereinbaren lassen. Im Gegenteil:
es müßte für uns sogar niederdrückend sein, wenn
solche Widersprüche sich völlig auflösen ließen!

Es erscheint daher sinnvoller, einerseits darüber
nachzudenken, wie wissenschaftliche Aussagen über-
haupt zustande kommen, welche Fragen von der
Wissenschaft beantwortet werden können, und zu
welchen Aussagen die Wissenschaft nicht befugt ist,
andererseits deutlich zu machen, daß es sich bei den
Aussagen der biblischen Offenbarung um Aussagen
ganz anderer Qualität und ganz anderer Zielrichtung
handelt, so daß es sogar von Vorteil sein kann, wenn
dieser andersartige Aspekt auch durch den Gebrauch
einer „anderen Sprache" zum Ausdruck kommt —
mag man diese mitunter auch als „die Sprache
Kanaans" verlästern.

Übrigens gilt ja auch für die verschiedenen Wissen-
Schäften, daß sie jeweils ihre eigene Sprache spre-
chen, selbst dann, wenn sie sich „gewohnter" Wörter
bedienen. Sie benutzen die Wörter oft in einem ganz
speziellen und abweichenden Sinne. Bei einer dem
gewohnten Wortgebrauch folgenden Auslegung wis-
senschaftlicher Aussagen kann dies zu schwerwie-
genden Fehleinschätzungen verleiten. Von manchen
Formulierungen kann sogar eine stark suggestive
Wirkung ausgehen.

Die Naturwissenschaften sind sich heute durchaus
dessen bewußt, daß sie nur Aussagen über das mit

ihren Mitteln Erfahrbare machen können, und daß der
Gültigkeit ihrer Aussagen bestimmte Grenzen gesetzt
sind. Diese Grenzen sind schon durch die Voraus-
setzungen, von denen man ausgeht, und damit zu-
gleich durch die Untersuchungsmethodik sowie durch
die Art der Fragestellung abgesteckt.

Um überhaupt arbeiten, ja schon um eine Frage
richtig (das heißt in irgendeiner Weise beantwortbar)
formulieren zu können, muß die Wissenschaft allent-
halben von genau festgelegten Voraussetzungen aus-
gehen, ohne dabei sicher zu sein, daß diese Voraus-
setzungen sich nicht eines Tages als falsch oder —
wie beim Kausalitätsprinzip — als nicht im vollen
Umfange gültig erweisen. Wenn man etwa Datierun-
gen geologischer Schichten oder fossiler Pflanzen-
funde an Hand von Halbwertzeiten radioaktiver Stoffe
vornimmt (C14-Methode u. a.), so setzt man voraus,
daß diese Halbwertzeiten stets unverändert geblie-
ben sind — was jedoch keinesfalls stimmen muß!
Auch bei der Aufstellung von Theorien über die Ent-
stehung der Erde und des Kosmos setzt man stets
die zeitliche Konstanz der von uns beobachteten Ge-
setzmäßigkeiten voraus, man unterstellt, daß be-
stimmte Naturvorgänge vor vielen Millionen Jahren
genauso abliefen wie heute und daß die von uns ge-
messenen Naturkonstanten schon immer die gleichen
waren (was zum Beispiel heute für die Gravitations-
konstante bezweifelt wird). Vor allem von Laien wird
diese Problematik kosmologischer Theorien meist
nicht gesehen.

Wir sollten darüber hinaus nicht vergessen, daß
wir bei unseren Beobachtungen und Messungen
zwar in mannigfacher Weise versuchen, die vom be-
obachtenden Subjekt ausgehenden Einflüsse nach
Möglichkeit auszuschalten, dadurch, daß wir bei-
spielsweise Experimente unter anderen Bedingungen,
an anderen Orten oder sogar von anderen Beob-
achtern wiederholen lassen, daß dennoch aber die
Grenzziehung zwischen objektiver Beobachtung und
subjektiver Wahrnehmung oft kein einfach zu lösen-
des Problem darstellt. Schließlich wissen wir auch
um die wichtige Rolle, welche die Wahl des jeweili-
gen Bezugssystems bei unseren Aussagen spielt.

Wir sind es gewohnt, daß die einzelnen Wissen-
schaften recht verschiedenartige Fragen stellen und
die Welt aus sehr verschiedenen, notwendigerweise
stark eingeengten Blickwinkeln sehen. Sie betrachten
die Dinge biochemisch, elektrophysikalisch, genetisch
oder kybernetisch und richten noch dazu ihre Unter-
suchungen stets auf einzelne, im Augenblick wichtig
erscheinende Züge eines Objektes oder eines Vor-
ganges. Sie fragen etwa nach den chemischen In-
haltsstoffen einer Pflanze, nach der Empfindlichkeit
des Bienenauges auf Licht bestimmter Wellenlänge
oder nach der Entwicklungsweise eines Molcheis
unter dem Einfluß bestimmter Temperaturen oder
Stoffe — das alles natürlich, um damit Einzelbeiträge
zur Klärung größerer Zusammenhänge zu liefern. Sie
sehen aber bei der Untersuchung dieser Fragen von
allen Eigenheiten ihrer Objekte ab, die für die augen-
blickliche Fragestellung als unwesentlich, vernach-
lässigbar oder gar als störend erscheinen. Ja, wir
versuchen sogar, im Experiment bewußt möglichst
alles auszuschalten, was das Naturgesetzlich-Allge-
meingültige verdecken könnte. Schon deshalb müs-



sen auch die Antworten einseitig bleiben — sie sind
bestensfalls eine befriedigende Antwort auf unsere
spezielle Frage.

Je nach Art unserer wissenschaftlichen Disziplin,
nach Voraussetzungen und Fragestellung schließen
wir andere Aspekte von vorneherein aus, um wenig-
stens in einer Richtung allgemeine Züge bestimmter
Erscheinungen oder Objekte herauszufinden. Wir dür-
fen dann aber auch bei der Wertung unserer Ergeb-
nisse niemals vergessen, daß das, wovon wir natur-
wissenschaftlich reden, nur eine Abstraktion unseres
Forschungsgegenstandes in einer ganz bestimmten
Richtung ist, die wohl einzelne, uns im Augenblick
wichtig erscheinende Züge erfaßt, nie aber die Sache
selbst darstellt!

Chemische Untersuchungen über das Reaktions-
netz im Gefüge einer lebenden Zelle zeigten, daß
die verschiedenen Reaktionen völlig den bekannten
chemisch-physikalischen Gesetzmäßigkeiten entspre-
chen. Auf eine chemisch-physikalische und mit ent-
sprechenden Methoden geprüfte Fragestellung er-
hielt man somit eine chemisch-physikalische Ant-
wort. Ganz allgemein kann man sogar feststellen:
„Weil alle Lebenstätigkeiten mit materiellen Mitteln
vollbracht werden müssen, sind sie auch der mate-
riellen Analyse, das heißt der physikalischen und
chemischen Untersuchung, zugänglich!" Dabei ist
aber nicht zu übersehen, daß wir hier bereits mit der
Fragestellung die Betrachtung des Verhältnisses von
Leben und Materie auf einen bestimmten Aspekt ein-
geengt und vereinseitigt haben. Schon die Betrach-
tung der Gestaltbildung bei Organismen zeigt uns,
daß wir mit Antworten auf chemisch-physikalische
Fragestellungen eben nur diese, aber nicht alle ande-
ren Probleme des Lebendigen erfassen.

Die vorhin angeführten Äußerungen über „geistige
Eigenschaften der Materie" und die Ableitung des
Geistig-Seelischen aus den Gesetzmäßigkeiten der
Materie setzen aber voraus, daß es außer der natur-
wissenschaftlichen, genauer gesagt: der chemisch-
physikalischen, keine andere gültige Sichtweise gibt
- das aber ist schon nicht mehr Naturwissenschaft
sondern Ideologie.

Bei Berücksichtigung all dieser Umstände dürfte es
wohl verständlich erscheinen, wenn wir in der Natur-
wissenschaft vielfach nicht mehr von einer Ableitung
im allgemeinen, sondern immer nur in Bezug auf ein
gegebenes bzw. angenommenes System von Voraus-
setzungen, mit Einschluß der Meßmethoden und
Arbeitsregeln (also auch Denkanweisungen und
Schlußregeln), sprechen, und wenn wir nicht mehr
behaupten, daß etwas wahr, sondern nur, daß etwas
unter bestimmten Voraussetzungen und bei Berück-
sichtigung bestimmter Umstände richtig sei.

Angesichts dieser Situation, insbesondere ange-
sichts der starken Einengung der Fragestellungen
und der Betrachtungsweise innerhalb der einzelnen
naturwissenschaftlichen Disziplinen sollte es eigent-
lich jedem einleuchten, daß,

1. die relativen Aussagen der Naturwissenschaft sich
nicht ohne weiteres auf das Ganze übertragen
lassen,

2. daß es viele Bereiche unseres Lebens und unserer
Umwelt gibt, die sich naturwissenschaftlich in

keiner Weise erfassen lassen, ja, die überhaupt
wissenschaftlich nicht faßbar sind.

Man neigt aber in unserer wissenschaftsgläubigen
Zeit jedoch nur allzu leicht dazu, die relativen Aus-
sagen der Naturwissenschaften zu verallgemeinern
und vergißt dabei, daß unser wissenschaftliches
Naturbild, um mit Heisenberg zu sprechen, „nicht ein
Bild der Natur sondern ein Bild unserer Beziehungen
zur Natur" ist. Man behandelt sogar den von der
Wissenschaft benutzten Naturbegriff in mythischer
Weise wie ein Absolutum und fast wie einen Gottes-
ersatz. Man sagt, „Die Natur" tut dieses oder jenes.
Unter Mißbrauch des von der Naturwissenschaft in
Erfahrung gebrachten Teilaspektes der Welt glaubt
man dann, sowohl den Schöpfungsglauben wie auch
die Zukunftserwartung der Christen ad absurdum
führen zu können.

Die Frage nach Gott als dem Schöpfer und Erhalter
kann jedoch von der Naturwissenschaft weder ge-
stellt noch beantwortet werden, ja, die absolute
Andersartigkeit Gottes entzieht sich dem Zugriff
jeder Wissenschaft, die sich allein und noch dazu mit
gewissen Einschränkungen auf diesseitige Erfahrun-
gen beziehen kann.

Gerade die völlig andere Ebene der biblischen
Grundaussagen kommt - bei aller Anschaulichkeit
in der Darstellung unserer Welt — auch in den
Schöpfungsberichten zum Ausdruck. Die „bestim-
mende Tendenz ist das ehrfürchtige Wahren des
menschlicher Vorstellung nicht zugänglichen Geheim-
nisses der Schöpfung" (Westermann S. 238). Dieser
Tendenz gegenüber bleibt es völlig unerheblich, ob
man meint, die Angabe von sechs Schöpfungstagen
wörtlich nehmen zu müssen oder vorzieht, sie gemäß
unseren heutigen wissenschaftlichen Erkenntnissen
zu formulieren, wobei freilich festzustellen wäre, daß
unsere heutigen naturwissenschaftlichen Vorstellun-
gen schon morgen genau so veraltet sein dürften,
wie die früherer Jahrhunderte es heute sind.

Die Vergottung des „wissenschaftlichen" Naturbe-
griffes bringt es mit sich, daß man auch den soge-
nannten Naturgesetzen" eine absolute Macht und
Gültigkeit zuschreibt, so vor allem dem „allmächtigen i
und unabänderlichen Kausalgesetz", wie Haeckel es
genannt hat.

Man hat freilich immer wieder den Versuch ge-
macht, diese „Naturgesetze" als eine von Gott bei
der Schöpfung eingesetzte Schöpfungsordnung zu
deuten (Deismus). Eine solche Lösung läuft jedoch
darauf hinaus, daß die Welt nach ihrer Schöpfung
gemäß den von Gott aufgestellten Naturgesetzen wie
ein Uhrwerk weiterliefe, daß also die Naturgesetze
gewissermaßen an die Stelle des alles Geschehen in
der Welt regierenden Gottes träten. Damit taucht so-
fort die Frage auf, ob die Naturgesetze dem Handeln
Gottes überhaupt noch einen Spielraum übrigließen
oder ob Gott in seinem Handeln ganz und gar an
diese Naturgesetze gebunden, also in der Freiheit
seines Handelns beschnitten wäre.

Gott wäre damit nicht der Allmächtige sondern der
Gefangene seiner eigenen Schöpfung. Schon diese
Überlegung zeigt, daß dies nicht der in der Bibel
bezeugte Schöpfer, sondern eine mit Recht als „Uhr-
machergott" bezeichnete Gedankenkonstruktion ist.
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(Zu einem solchen Gott könnte man übrigens nicht
beten und auf Erhörung hoffen!).

Die andere, häufig gegebene Lösung, daß Gott in
den Naturgesetzen und den Werken seiner Schöpfung
selbst wirke, kommt der pantheistischen Gleichset-
zung von Natur und Gott (etwa gemäß der Aussage:
„Gott ist in allem") bedenklich nahe. Sie läßt sich
gleichfalls nicht mit dem christlichen Glauben an
einen persönlichen Gott vereinbaren (wie immer man
den Begriff „persönlich" auch verstehen mag). Auch
in dieser Vorstellung ist Gott ein in Raum und Zeit
unserer Welt, genauer gesagt: unserer Vorstellungs-
welt (!) eingegrenzter, aber nicht der über alle Vor-
stellungen erhabene und alles regierende Gott.

Beide Lösungen, wie auch die Grundeinstellung,
aus der heraus sie gegeben sind, überschätzen den
Aussagewert dessen, was wir als „Naturgesetz" be-
zeichnen.

Diese sogenannten Naturgesetze bedeuten doch
letztlich nichts anderes, als daß wir unsere Beobach-
tungsergebnisse, daß bestimmte Vorgänge sich unter
gleichen Bedingungen stets in gleichartiger Weise
wiederholen, formulieren und unsere Schlüsse dar-
aus ziehen, wobei wir noch dazu den schon genann-
ten Einschränkungen Rechnung tragen müssen. —
Schrödinger hat dies noch kürzer ausgedrückt, er
sagt, daß ein Naturgesetz nichts anderes ist, als „eine
mit genügender Sicherheit festgestellte Regelmäßig-
keit im Erfahrungsablauf".

Dies gilt auch für das so viel strapazierte „allmäch-
tige und unabänderliche Kausalgesetz": Die tägliche
Erfahrung, daß einer Wirkung stets eine bestimmte
Ursache vorausgeht, ist uns von Kindheit an so ge-
läufig, daß wir sie sogar für eine „Denknotwendig-
keit" halten. Dies trifft jedoch — wie wir unter ande-
rem aus der Quantenphysik lernen - so keineswegs
zu.

Wenn man dies sagt, so muß man freilich darauf
hinweisen, daß für eine nähere Erörterung des Kau-
salitätsprinzips zumindest eine Präzisierung der Be-
griffe erforderlich wäre, auf die ich mich hier nicht
einlassen möchte. Zu dem Begriff der „Denknotwen-
digkeit" ist hier nur zu bemerken, daß es in keiner
Weise gerechtfertigt ist, allein Erfahrung und Denk-
notwendigkeit als Kriterium für die absolute Wahrheit
einer Aussage anzusehen; denn schließlich ist die
Wahrheit menschlicher Erfahrung und die sogenannte
„Denknotwendigkeit" selbst schon eine „Glaubens-
voraussetzung", die nicht wieder aus Erfahrung und
Denken bewiesen werden kann, sondern ungewollt
einen Schritt über diese Welt hinaus bedeutet"
(Wiesner 1961, S. 363).

Die Tatsache, daß in dem Bild der modernen
Quantenphysik an die Stelle einer strengen Deter-
miniertheit von Ursache und Wirkung gewissermaßen
eine statistische Kausalität getreten ist, sollte — wie
bereits gesagt — nicht dazu verleiten, in dieser quan-
tenmechanischen Unbestimmtheit den Ort für das
Wirken Gottes sehen zu wollen, so als ob Gott nur
die Lücken des sonst automatisch ablaufenden
Naturprozesses ausfüllte. Dies wäre ein ähnlicher
Fehler wie die Vergöttlichung der sogenannten Natur-
gesetze der klassischen Physik. Wichtig ist der Wan-
del im Bild der modernen Physik für uns allein da-

durch, daß er uns gezeigt hat, daß bestimmte allge-
mein akzeptierte Voraussetzungen sich plötzlich als
nur begrenzt gültig erwiesen, und damit die prinzi-
pielle Begrenztheit unseres gesamten Denkens und
naturwissenschaftlichen Forschens aufgezeigt wurde.

Wir stellen somit fest: Die von uns formulierten
„Naturgesetze" sind nur die Zusammenfassung unse-
rer Erfahrungen, und es ist weder erkenntnistheo-
retisch noch theologisch zu begründen, daß das
Handeln Gottes sich etwa im Rahmen „absolut gülti-
ger" und „unabänderlicher Naturgesetze" unserer
Formulierung (!) vollziehen müßte. Als Glaubender
kann man zwar durchaus der Auffassung sein, daß
die „Naturgesetze" die Wunder der Schöpfung be-
schreiben, sie tun dies aber immer nur vom Stand-
punkt des Darinnenstehenden. Sie sind keine
„Schöpfungsordnungen", sondern gültige Sichtweisen
der in der Welt Stehenden (nach Altner 1966).

Bei der naturwissenschaftlichen Betrachtung kommt
es darauf an, die innerweltliche Verknüpfung des
Naturgeschehens zu erkennen. Diese Betrachtung
bleibt also gewissermaßen in der Horizontalen, sie
ist auf die Erkenntnis der Naturzusammenhänge ge-
richtet, fragt aber nicht nach deren tieferem Sinn.

Der Glaube sieht das gleiche Geschehen über die
innerweltlichen Zusammenhänge hinaus als freies
Handeln Gottes mit der Welt, versucht also die
Vertikale mit einzubeziehen. Von dieser Warte aus
„hat die Welt keine Ordnung, sondern einen Ord-
ner. Das, was wir als Naturordnung feststellen, die
Regelmäßigkeiten, die wir in formulierten Naturge-
setzen zusammenfassen, sind nicht die Weltordnung,
sondern nur Zeichen und Hinweise auf die eigent-
liche Weltordnung in der Folgerichtigkeit des frei
handelnden Willens Gottes" (Wiesner 1949).

Von diesem frei handelnden Gott spricht das Be-
kenntnis der Bibel. Wir haben eingangs schon darauf
hingewiesen, daß für das Volk Israel der Gottes-
glaube Voraussetzung aller anderen Betrachtungen
war, ein Widerspruch zwischen Gottesglauben und
naturkundlichen Erfahrungen also gar nicht entste-
hen konnte.

Anders bei uns! Wir haben zwar durch unser ab-
strahierendes und objektivierendes Denken und For-
schen erstaunliche Einzelkenntnisse in den Natur-
wissenschaften errungen, die wir — vor allem in ihren
technischen Anwendungen oder in der Medizin —
keineswegs missen möchten, wir haben damit aber
zugleich jene Einheit des Denkens zerstört, und wir
versperren uns den Zugang zur göttlichen Offen-
barung noch mehr, wenn wir Gott selbst zum Objekt
wissenschaftlicher Betrachtungen zu machen ver-
suchen.

Wenn wir als Christen bei der Wertung der von den
Naturwissenschaften erbrachten Ergebnisse und Vor-
stellungen stets von der Voraussetzung ausgehen
sollten, daß — was immer die Wissenschaft befinden
mag — auch die kompliziertesten Naturprozesse sich
in den Händen Gottes vollziehen, so heißt das nicht,
daß damit die Spannungen in unserem Denken auf-
gehoben werden! Sie sind der Preis, den wir für
unser Forschen zahlen. Es bleibt jedenfalls dabei:

Gleich, welche Erkenntnisse die moderne Natur-
wissenschaft in Zukunft noch zutage fördern mag,
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diese Erkenntnisse brauchen grundsätzlich kein Hin-
dernis für den christlichen Glauben zu sein. Wir kön-
nen daher mit Max Planck und Pasqual Jordan sagen:
„Die Naturwissenschaft läßt das Tor zum Glauben
offen".

Die Frage, ob wir die Existenz der Welt und des
Lebens auf unserer Erde einschließlich unserer selbst
als eine Kombination von „Zufall und Notwendigkeit"
oder als ein Handeln Gottes auffassen, ist keine von
der Wissenschaft beantwortete Frage, sondern eine
Grundentscheidung des Glaubens, die jeder Einzelne
so oder so treffen muß.

Er sollte sich dabei nicht von jenen ins Bockshorn
jagen lassen, die da behaupten, die Ergebnisse natur-
wissenschaftlicher Forschung schlössen den Glauben
an den alles regierenden Gott aus. Der Psalmist des
14. Psalms sagt dies unverblümt: „Nur ein Dumm-
kopf spricht in seinem Herzen: Es gibt keinen Gott".
Einem Naturwissenschaftler, der ja weiß, daß er mit
seinem ganzen Forschen stets nur Teilwahrheiten
über die Welt erfahren kann, ist es auch in Bezug auf
die christliche Botschaft wohl eindringlicher bewußt,
daß das, was hinter der uns mitgeteilten göttlichen
Offenbarung steht, unsere Vorstellungskraft und
Denkformen übersteigt, daß wir also nach einem
Wort des Apostels Paulus den ewigen Schatz nur in
irdischen Gefäßen haben können oder gar nicht
(2. Kor. 4, 7) und daß dieser Schatz verschüttet wird,
wenn wir die Gefäße zerschlagen. Wir täten daher
gut daran, die bildhafte Sprache der Bibel nicht dem
Bildersturm einer überzogenen „Entmythologisie-
rung" und „Modernisierung" preiszugeben.

Dem Naturwissenschaftler ist es geläufig, mit so-
genannten Modellvorstellungen umzugehen, Model-
len, die alle so, wie wir sie uns vorstellen, keinesfalls
existieren, obgleich wir mit ihnen in gewisser Weise
rechnen können. Übrigens ist auch der naturwissen-
schaftliche Materie-Begriff eine solche Modellvor-
stellung!

Wir wissen, daß wir mit dem Bohrschen Atom-
modell von Atomkern und den um ihn kreisenden
Elektronen in bestimmten Bereichen der Physik und
Chemie durchaus arbeiten können, obgleich es der
Wirklichkeit (soweit wir diese überhaupt zu erfassen
vermögen) nur in manchen Zügen entspricht. Wir
wissen dabei, daß hinter diesen Vorstellungen weit

kompliziertere und nicht mehr anschaulich darzustel-
lende Zusammenhänge stehen und hüten uns, sie für
die Wirklichkeit selbst oder als die Wirklichkeit voll
erfassend zu nehmen oder sie in unzulässiger Weise
zu strapazieren.

Ich bin der Oberzeugung, daß uns auch in der
Bibel viele Dinge in einer anschaulichen Form ge-
sagt sind, weil wir sie anders nicht erfassen könnten,
ebenso wie sich hinter dem ganzen Heilsgeschehen
wohl viel mehr verbirgt, was wir weder sehen noch
in irgendeiner Weise begreifen können. Ich glaube
aber, daß wir für unser Leben und Sterben diese uns
gegebene anschauliche Form der Heilsverkündigung
getrost ernst nehmen dürfen.

Versuchen wir, diese Aussagen wissenschaftlich zu
analysieren, also mit unserem Verstand hinter diese
bildhaften, aber für uns in dieser Form doch verläß-
lichen Aussagen vorzudringen, so bleibt eben nichts,
was für uns erkennbar wäre — der Naturwissenschaft-
ler wundert sich darüber nicht, er weiß, daß sich die
absolute Andersartigkeit Gottes jeder wissenschaft-
lichen Erkenntnis entzieht.
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Aus unserer Arbeit

Widerstandstag der Kirchen?
EAK Hessen
wendet sich an Kirchenpräsident Hild

Wiesbaden: Um ein klärendes Wort
über die Haltung der evangelischen Kir-
che zur aktiven Teilnahme an politischen
Aktionen im Rahmen des von der Frie-
densbewegung proklamierten „Wider-
standstages der Kirchen" hat der EAK-
Landesvorsitzende von Hessen, Arnulf
Borsche, in einem offenen Brief den
Präsidenten der Evangelischen Kirche
von Hessen und Nassau, Helmut Hild,

gebeten. Ein solches Wort sei auch des-
halb wünschenswert, weil es dazu bei-
tragen könne, Eskalationen durch Miß-
verständnisse zu verhindern. Borsche
wies darauf hin, daß die Kirche mit einer
Teilnahme an sogenannten Wider-
standsaktionen aktiv politisch handeln
und damit ihre Legitimation als christ-
liche Glaubensgemeinschaft verwirken
würde. Wie der EAK-Vorsitzende
schrieb, bedrücke ihn dabei der Ge-
brauch des Wortes „Widerstand", der
eine ganz besondere Bedeutung in der
Auseinandersetzung mit einem undemo-

kratischen Unrechtsstaat gewonnen
habe. „Wer heute Widerstand gegen
staatliche Maßnahmen propagiert oder
zum Widerstand gegen staatliches Han-
deln aufruft, setzt unseren demokrati-
schen Rechtsstaat und seine von der
allgemein akzeptierten Verfassung ge-
tragenen Organe dem nationalsoziali-
stischen Unrechtssystem gleich", kriti-
sierte Borsche. Er wies darauf hin, daß
das Widerstandsrecht des Grundgeset-
zes ein Widerstandsrecht für die Verfas-
sung und nicht gegen sie sei. Wer ge-
gen unter Beachtung der Verfassung zu-
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Stande gekommene Mehrheitsentschei-
dungen ein Recht zum Widerstand eta-
blieren wolle, der mache die Willkür von
Minderheiten zum allgemein gültigen
Maßstab.

In seinem Antwortschreiben kündigte
Kirchenpräsident Hild eine Stellung-
nahme der Kirchenleitung an. Er verwies
darauf, daß er bereits in einem Vortrag
seine Meinung zu den Forderungen
nach einem „kirchlichen Widerstand"
sehr deutlich öffentlich zum Ausdruck
gebracht habe. Unter anderem hatte
Hild folgendes ausgeführt: „In der Kir-
che sind jedoch unterschiedliche Auffas-
sungen über die Sicherung des Friedens
vertreten. Darum kann keine Gruppe
für sich in Anspruch nehmen, allein im
Namen der Kirche zu reden, und es
kann keine kirchlichen .Widerstands-
aktionen' geben, von denen manche
Leute reden. Daß Christen wirksame

Formen ihres Protestes, die vor ihrer
generellen Friedensforderung glaubwür-
dig sind, mit dem Glaubensgehorsam
begründen, ist legitim und kann kirch-
lich nicht desavouiert werden. Ich
möchte freilich den Begriff „Widerstand"
in diesem Zusammen entschieden in
Frage stellen und meine, man solle sich
auf das Wort „Prostest" beschränken."
Der Kirchenpräsident wies darauf hin,
daß diese Argumentation den Erfahrun-
gen der Partnerschaft zwischen den po-
litischen Kräften und der Kirche ent-
springe. Nach dem Verständnis des
Grundgesetzes sei Widerstand dann —
auch theologisch — gerechtfertigt und
sogar geboten, wenn die demokratische
Verfassung mißachtet und die Men-
schenrechte verletzt werden. Aus den
Erfahrungen der Partnerschaft zwischen
Staat und Kirche aber wisse er, daß die
Politiker unabhängig von ihrer Partei-
zugehörigkeit von der Pflicht bestimmt

seien, dem Wohl der ihnen anvertrau-
ten Menschen zu dienen und die demo-
kratische Ordnung zu wahren. Wer von
Widerstand rede, bestreite denen, wel-
chen der Widerstand gelte, aber die
demokratische und letztlich auch die
moralische Verantwortung. „Ein solches
Reden kann trotz aller Anerkennung der
Tatsache, daß heute Lebensfragen von
grundsätzlicher Bedeutung auf dem
Spiele stehen, trotz aller Warnungen,
die ausgesprochen werden müssen, um
der Menschen willen, die bei uns die
schwere Bürde politischer Verantwor-
tung tragen, von der Kirche nicht ge-
rechtfertigt werden." Hild appellierte an
die Christen und christlichen Gruppen,
die sich zum Protest herausgefordert
sähen, „ihre Äußerungen so zu formu-
lieren und ihre Zeichen so zu setzen,
daß sie nicht als Verletzung, sondern
als Reden zur Sache verstanden wer-
den können."

Zur Diskussion gestellt:
Friedensgottesdienst in Jülidi

Bereits in der August-Ausgabe der Evangelischen
Verantwortung hatten wir uns kritisch mit der Ein-
ladung von 33 Superlntendeten der Evangelischen
Kirche im Rheinland zur Teilnahme an einem Frie-
densgottesdienst am 16. Oktober 1983 in Julien aus-
einandergesetzt. Von der „Friedensbewegung" war
dieser Tag zum Widerstandstag der Kirchen erklärt
worden. Offene Briefe des EAK-Vorsitzenden von

Rheinland-Pfalz, Landtagspräsident Albrecht Martin,
und des Rheinlandes, Landtagsvizepräsident Dr. Hans-
Ulrich Klose, haben eine breite öffentliche Beachtung
gefunden. Weitere beachtenswerte Stellungnahmen
von Ernst Volk, Superintendent des Kirchenkreises
Trier und des Lutherischen Konventes im Rheinland,
stellen wir neben dem Beschluß der Leitung der
Evangelischen Kirche im Rheinland zur Diskussion.

Offener Brief von Superintendent Ernst Volk
Tiefe Betroffenheit hat mich bisher zu

dem Aufruf von 33 rheinischen Super-
intendeten zu einer sogenannten „Evan-
gelischen Friedensprozession" in Julien
schweigen lassen.

Inzwischen haben junge Amtsbrüder
(insbesondere die Pfarrer Sickinger, Dr.
E. Kenntner und W. Lüthgen) und Herr
Superintendent Garduhn zu der geplan-
ten Aktion Stellung genommen und Not-
wendiges dazu gesagt. Herr Superinten-
dent Baier hat mit Entschiedenheit die
„Unterstellungen" zurückgewiesen als
sollte „christlicher Gottesdienst zu
durchsichtigen politischen Zwecken miß-
braucht werden" oder als „spalte eine
Einladung zum Gottesdienst die Kirche".

Diese Reaktion veranlaßt mich, mei-
nerseits Stellung zu nehmen und Ihnen
ein von mir verfaßtes und vom „Luthe-
rischen Konvent im Rheinland" verant-
wortetes Votum vorzulegen.

Damit knüpfen wir an die von Herrn
Superintendent Baier erhobene Forde-
rung an: „Wer unsere in Gottes Wort
gefangenen Gewissen anders belehren

will, der muß das mit Gründen der Heili-
gen Schrift tun — nicht mit politischen
Urteilen".

Nehmen Sie aber bitte zur Kenntnis,
daß auch die Gewissen derer, die der
geplanten Jülicher „Prozession" kritisch
gegenüberstehen und darin einen Miß-
brauch des Evangeliums zu politischen
Zwecken sehen, in Gottes Wort gebun-
den sind.

Herr Superintendent Baier wirft den
Kritikern vor, sie entzögen sich dem
„gemeinsamen Bemühen um deut-
lichere Konsequenzen".

Nun mag es ja zutreffen, daß wir, die
anderen „Kollegen", die Schwachen im
Glauben sind. Aber gebietet es dann
nicht die „christliche Liebe, dem Schwa-
chen kein Ärgernis zu geben"?

Paulus nennt dieses Ärgernisgeben
ein Sündigen am Bruder und an Chri-
stus: „Wenn ihr aber also sündigt an
den Brüdern und schlagt ihr schwaches
Gewissen, so sündigt ihr an Christus
(1. Kor. 8, 12)!"

Die christliche Liebe gebietet es doch,
dann auf derartige Demonstrationen wie
der Jülicher um der Brüder willen zu
verzichten, „auf daß sich mein Bruder
nicht ärgere" (1. Kor. 8,13)1

Die Veranstalter haben bewußt ihren
sogenannten „Friedensgottesdienst" für
den 16. Oktober angesetzt, in einer Zeit
also, die von der sogenannten Friedens-
bewegung als „heißer Herbst" angekün-
digt wurde.

Damit aber wird ein Gottesdienst be-
wußt in den Dienst einer politischen
Sache gestellt. Daran ist nicht zu drehen
und zu deuteln.

Sie erheben damit den Anspruch, daß
ein Christ nur im Sinne der sogenann-
ten „Friedensbewegung" handeln kön-
ne, denn dies sei das „christliche Ver-
ständnis" von Friedenssicherung, zu-
mindest aber die „deutlichere Konse-
quenz des Glaubens".

Das heißt aber umgekehrt, daß alle
die evangelischen Christen, die aus
wohlerwogenen politischen Gründen um
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ihres Gewissens willen anders votieren
zu müssen meinen, nur undeutlichere,
unklarere und das heißt unverantwort-
liche Konsequenzen aus dem Glauben
ziehen.

Wer aber gibt den Verantwortlichen
das Recht, so über die Gewissen ihrer
Mitchristen zu urteilen — und diese zu
verurteilen, weil sie angeblich Gott, den
Schöpfer, oder gar alle drei Artikel des
Glaubens verleugnen?

Wer hat jene denn zu Richtern über
die Gewissen ihrer Mitchristen berufen?

Die 33 Verantwortlichen beanspru-
chen, nach dem „durch Gottes Wort be-
gründeten Gehorsam der Christen" an-
gesichts einer ungeheuerlichen Bedro-
hung zu fragen.

Wer aber gibt ihnen eigentlich die
hochfliegende Gewißheit, daß ihr Ver-
ständnis von Friedenssicherung das
„christliche" und also allein verantwor-
tendes sei?

Woher nehmen sie eigentlich die un-
erhörte Sicherheit, daß ihr Aufruf und
ihre gottesdienstliche Prozession ein
Ruf zu klarer und jedermann verständ-
licher Glaubensentscheidung sei?

Aus der Heiligen Schrift? Aus dem
Worte Gottes?

Christus hat zwar seiner Kirche ver-
heißen, da3 die Pforten der Hölle sie
nicht überwältigen werden, und den
Seinen, daß sie niemand aus seiner
Hand reißen kann. Nirgendwo aber hat
Er der staatlichen Gewalt die Weisung
gegeben, auf Waffen zu verzichten; und
nirgendwo hat Er der staatlichen Ge-
walt verheißen, daß sie so irdischen
Frieden gewinnen könne. Er konstatiert
vielmehr, daß ein König „ratschlagt, ob
er könne mit Zehntausend begegnen
dem, der über ihn kommt mit Zwanzig-
tausend" (Luk. 14, 31).

Ich unterstelle keinem der Verantwort-
lichen des Jülicher Aufrufs, daß er die
Kirche spalten wolle. Diese Absicht hegt

niemand. Aber „de facto" geschieht es
doch! Gewiß ungewollt! Denn die Ver-
antwortlichen erheben den Anspruch,
ihre politische Oberzeugung — und um
nichts anderes geht es — sei der deut-
lichere Gehorsamsweg, das klarere
Zeugnis; man frage nach der Weisung
des Herrn (die anderen nicht?), sie sei
das „christliche Verständnis" von Frie-
denssicherung.

Indem sie so ihre politische Überzeu-
gung — statt sie der politischen Diskus-
sion auszusetzen — in einen Gottes-
dienst einbetten, erheben sie ihre poli-
tische Meinung zum „Status confes-
sionis" und fordern für ihre Politik den
Glaubensgehorsam. Gegen ihre Politik
ist Widerspruch nicht mehr möglich, weil
Widerspruch ja Ungehorsam gegenüber
Gott und Christus wäre. Damit aber wer-
den alle die Christen „ausgeschlossen",
die meinen, um ihres Gewissens willen
anders votieren zu müssen.

Die Unterzeichner des Aufrufes be-
streiten dies zwar; und doch geschieht
es — gewiß ungewollt —, weil jeder, der
hier politisch anders denkt, an der Jüli-
cher sogenannten „Evangelischen Frie-
densprozession" guten Gewissens nicht
teilnehmen kann. Er findet dort (und in
anderen ähnlichen „Gottesdiensten")
nicht mehr die Brüder, sondern poli-
tisch Andersdenkende, die das Evange-
lium in den Dienst ihrer politischen
Oberzeugung stellen und gerade so —
mißbrauchen!

Ich fürchte — und das macht mich so
betroffen —, daß wir in unserer evange-
lischen Kirche nicht mehr aus einer ge-
meinsamen geistlichen Obereinstim-
mung unser Amt wahrnehmen, weil wir
ein verschiedenes, einander widerspre-
chendes Verständnis von Evangelium
haben.

Der tiefe Riß, der sich hier öffnet, ist
die verheerende Folge einer mangeln-
den Unterscheidung von politischen Fra-

gen und von Glaubensgewißheit. Die
Gewißheit des Glaubens ist die im
Evangelium zugesagte Gewißheit der
Vergebung und des ewigen Lebens.

Politische Entscheidungen (wie etwa
die des Nato-Doppelbeschlusses) dage-
gen bleiben der Ungewißheit und der
ganzen Ungesichertheit zeitlicher Exi-
stenz preisgegeben.

Ich persönlich nehme für meine poli-
tische Sicht der anstehenden Fragen
durchaus in Anspruch, sie gewissenhaft
vor Gott geprüft zu haben. Ich bean-
spruche aber nicht — wie die Unter-
zeichner u. a. —, daß meine politische
Entscheidung der deutlichere Glaubens-
gehorsam sei.

Ich bleibe unsicher, ein Fragender
und Bangender; und ich bete in allen
Gottesdiensten in meiner Gemeinde für
die Erhaltung des Friedens. (Dazu be-
darf es keiner demonstrativen Gesten
und Prozessionen.)

•
Wer oder was aber gibt den Unter-

zeichnern des Aufrufes — noch einmal
stelle ich zum Schluß diese Frage — die
hochgemute Sicherheit, für ihre politi-
sche Überzeugung Glaubensgehorsam
zu fordern? Christus und das Evange-
lium gewiß nicht!

Belehrung aus dem Worte Gottes hat
Herr Superintendent Baier gefordert.
Deshalb erlaube ich mir, Ihnen und der
Kirchenleitung zusammen mit diesem
Brief das o. g. Votum des „Lutherischen
Konventes" zuzusenden.

Verstehen Sie unsere Sätze jedoch
nicht als Kampfansage, sondern als
unser Glaubenszeugnis, das vielleicht
dazu dienen kann, uns zurückzurufen zu
reformatorischen Grundentscheidungen,
oder doch wenigstens mithilft, den tie-
fen Riß zwischen uns zu überbrücken,
damit es Notstege von dem einen zu
dem anderen Ufer gibt. Zur Zeit sehe
ich diese Stege nicht mehr.

Friede und Unfriede —
Theologische Überlegungen des Lutherischen
Konventes im Rheinland

1. „Christus ist unser Friede!" (Eph.
2, 14).

Er hat die Welt mit Gott versöhnt
„durch sein Kreuz" (Eph. 2, 16).

Indem Gott seinen Sohn dahingab, voll-
streckte er an ihm stellvertretend für
uns alle das Gericht über die Welt, die
von Gott abgefallen und deshalb immer
schon der Sünde und dem Tod verfallen
ist.

Indem Christus dem Vater gehorsam
ward, stiftete er den Frieden der Ver-
gebung zwischen Gott und uns. Dieser
Friede wird uns durch das Evangelium
verkündigt und zugesprochen. Er wird
unser Friede allein im Glauben an den
gekreuzigten Christus, in dem Gott die

Welt mit sich versöhnt hat (2. Kor. 5, 19).
Diese Versöhnung ist keine der Welt
allgemein einsichtige und verfügbare
Vorgegebenheit. Sie muß immer wieder
verkündigt und im Glauben empfangen
und angeeignet werden.

„So bitten wir nun an Christi statt:
Lasset euch versöhnen mit Gott!" (2.
Kor. 5, 20).

2. Niemand hat also ein Recht, sich
auf den Frieden Gottes zu berufen, es
sei denn, er glaubt an den Gekreuzig-
ten.

3. Das Kreuz aber ist der Welt Ärger-
nis und Torheit zugleich (1. Kor. 1, 18,
23).

4. Der Friede Gottes ist deshalb
„höher denn alle Vernunft" (Phil. 4, 7),
weil nur dem Glauben zugänglich. Er
ist weder rational noch politisch .ver-
füg- und verwertbar".

5. Außerhalb des Glaubens an den
gekreuzigten Christus ist nicht Friede,
sondern Unfriede.

„Wer dem Sohn nicht glaubt, der wird
das Leben nicht sehen, sondern der
Zorn Gottes bleibt über ihm!" (Joh. 3,
36).

6. Da die Welt, die Gott geliebt hat,
im Unglauben verharrt, ist und bleibt
immer auch die Welt unter dem Zorn
Gottes. Wie Kain ist sie „unstet und
flüchtig" (1. Mose4, 12).
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7. „Darum hat Gott sie dahingegeben
in ihres Herzens Gelüste". (Rö. 1, 24).

Dieses „Dahingegebensein" äußert
sich nicht nur in „individuellen" Sünden,
sondern vor allem in politischen Uto-
pien, in denen der Mensch den Men-
schen als das sich selbst erlösende
Wesen feiert, und so das Geschöpf
mehr ehrt als den Schöpfer (Rö. 1, 25).

8. Solche selbsterlösenden Ideologien
und Utopien sind entweder romantisch
— rückwärtsgewandt (regressiv) —, oder
sie gebärden sich fortschrittlich und zu-
kunftsorientiert (progressiv).

Entweder erwartet man in der Rück-
kehr zu Blut und Boden, zu Nation und
Volk die Erneuerung und Sinngebung
menschlicher Existenz, oder man hofft
im Entwurf künftiger emanzipatorischer
und klassenloser Gesellschaftsformen
die Befreiung der Welt von Ungerechtig-
keit und Unterdrückung.

9. Alle diese vorwärts oder rückwärts-
gewandten Utopien gehören mit unter
das theologische Urteil: „Gerecht aus
den Werken!"

10. Doch die, „die mit des Gesetzes
Werken umgehen, sind unter dem
Fluch" (Gal. 3, 10). Deshalb sind alle
Versuche, jene selbsterlösenden Uto-
pien zu verwirklichen, zum Scheitern
verurteilt. Sie bringen nicht Freiheit,
sondern noch tiefere Knechtschaft. Ihre
Verwirklichung erfordert einen hohen
Blutzoll. Im Schatten babylonischer
Türme wohnt die Angst.

11. Die Gemeinde Jesu Christi hat
demgegenüber unbeirrt das Evange-
lium zu verkündigen. Sie hat der Welt
zu bezeugen, daß in Christus und nur
in Ihm die Welt mit Gott versöhnt und
die Feindschaft überwunden ist. Sie hat
zugleich Utopien und Ideologien als
Versuche der Selbstverwirklichung zu-
rückzuweisen. Der Weg der Gemeinde
Jesu Christi ist deshalb nicht der Weg
des politischen Kampfes, nicht der der
politischen Solidarisierung. Wer das
Kreuz Christi als unser einziges Heil
verkündigt, wer zur Erkenntnis der
Sünde und unter das Wort der Verge-
bung ruft, der muß der Verachtung der
Welt und der Verfolgung gewärtig sein,
weil er sich dem Schema dieser Welt
nicht anpaßt (Rö. 12, 2).

12. Damit wird keinem sterilen „Neu-
tralismus" das Wort geredet. Es wird
vielmehr geltend gemacht, daß das
Evangelium das Schema dieser Welt
durchbricht, daß die Gemeinde Jesu
Christi ihre Freiheit wahrt, in dem sie
sich mit keiner der gängigen politischen
Heilserwartungen solidarisiert. Ihre Bot-
schaft ruft alle Menschen zur Buße und
nicht nur Kapitalisten oder Rassisten
oder Kommunisten oder Militaristen, Im-
perialisten, Ausbeuter und Unterdrücker,
um nur die heute gängigen Schemata zu
nennen.

Ergeht ihr Bußruf nur an eine dieser
Gruppen und solidarisiert sie sich mit
einer anderen Gruppe, so wird die Ge-

meinde selbst politische Partei, verliert
sie ihre Vollmacht, das Evangelium ist
nicht mehr frohe Botschaft, sondern
wird zur politischen Parole verfälscht.

13. Obwohl die Welt außerhalb des
Glaubens an Christus unter dem Zorn
Gottes bleibt, hat Gott diese gottlose
Welt dennoch nicht sich selber über-
lassen. Sie bleibt seiner Herrschaft
unterworfen.

14. Gott übt seine Herrschaft in der
gefallenen Welt auf eine doppelte Weise
aus: Durch die Verkündigung des Evan-
geliums ruf er unmittelbar (wenngleich
durch die „Mittel" von Wort und Sakra-
ment) die Menschen unter seine Gnade,
wirkt Glauben „wann und wo er will",
errettet den Glaubenden „von dieser
gegenwärtigen, argen Welt" (Gal.. 1, 4),
versetzt ihn in das Reich seines lieben
Sohnes und läßt uns so Anteil haben an
dem Frieden, den er durch das Kreuz
und durch das Wort der Vergebung ge-
stiftet hat, damit dieser Gottesfriede in
uns und durch uns kräftig werde.
Mittelbar aber herrscht Gott in dieser
gefallenen Welt durch staatliche Gewalt.
Sie ist indes nicht Schöpfungsordnung,
sondern ein Damm gegen das in dieser
gefallenen Welt immer wieder drohende
Chaos im Gegeneinander von Kain und
Abel.

15. In den sogenannten Urgeschich-
ten der Bibel wird deshalb gesagt: „Wer
Menschenblut vergießt, des Blut soll
auch durch Menschen vergossen wer-
den; denn Gott hat den Menschen zu
seinem Bilde gemacht" (1. Mose 9, 8).

Damit ist jedoch nicht der Blutrache,
nicht der Selbstjustiz, nicht der Willkür
das Wort geredet, sondern das Gericht
über den Rechtsbrecher und Frevler ist
staatlichen Gewalten überantwortet.
Deshalb wird z. B. in 2. Mose 18 berich-
tet, daß Mose zwar des Volkes vor Gott
pflegt, daß er zugleich aber „redliche
Leute" als Amtmänner einsetzt, die „das
Volk allezeit richten".
Deshalb ist es Aufgabe der staatlichen
Gewalt, „das Schwert" zu führen, das
sie „nicht umsonst" trägt; denn „sie ist
Gottes Dienerin, eine Rächerin zur
Strafe über den, der Böses tut" (Rö. 13,
4).

Was gut ist und böse, sagt uns das
Gesetz Gottes, das selbst den Heiden
in ihr Herz geschrieben ist (Rö. 2, 15).

Die staatliche Gewalt wird also nicht
absolut gesetzt, sondern sie wird an das
Recht gebunden. Ihre vornehmste Auf-
gabe ist das Schützen und Bewahren,
das Gewähren von Recht und persön-
licher Freiheit. Sie bedient sich dabei
u. a. der Gesetze und der Gerichtsbar-
keit, der Polizeigewalt nach innen und
der militärischen Gewalt zum Schutz ge-
gen Obergriffe von außen. Staatliche
Gewalt ermöglichst so ein relativ fried-
liches und geordnetes Zusammenleben.

16. Insofern staatliche Gewalt dem
Recht dient und damit Leben und Frei-
heit gewährt, können und dürfen auch

Christen, obwohl sie schon Glieder des
Reiches Gottes sind, auch im Reiche
dieser Welt politische Verantwortung
übernehmen. Das schließt den Dienst
als Richter, als Polizeibeamter oder auch
als Soldat nicht aus, sondern gerade
ein, insofern mit diesem Dienst das
Recht des Nächsten gewahrt und vor
Übergriffen geschützt wird. In diesem
Sinne stellt die „Confessio Augustana",
das grundlegende reformatorische Be-
kenntnis, fest, daß ein Christ auch
„recht kriegen" könne (iure bellare).

17. Damit ist nicht dem „gerechten
Krieg" das Wort geredet. Von „gerech-
ten Kriegen" reden gerade die Ideolo-
gen, die Eroberer und die revolutio-
nären Verführer. „Recht kriegen" heißt
vielmehr im Sinne des reformatorischen
Bekenntnisses, meines Nächsten Recht
verteidigen und wahren helfen. Nur
dann und nie anders kann ein Christ
auch Soldat sein; ja muß sogar sein
Leben für seinen Nächsten einsetzen,
wenn dessen Freiheit und Recht bedroht
sind. Auch dies ist Dienst am Frieden!

18. Nicht verkannt werden darf, daß
es in dieser verworrenen Welt immer
wieder zwielichtige, vieldeutige Situatio-
nen gibt, in denen der einzelne Soldat
„nicht erkennen" kann, ob sein Dienst
der Wahrung des Rechtes und der Ver-
teidigung dient, oder ob er einem Ver-
führer gehorchen muß.

In dieser Situation verbietet es die
christliche Liebe, einen solchen Solda-
ten als „Mörder" oder „Killer" zu ver-
leumden. Er steht als Christ vielmehr
unter der Vergebung Christi! Anzukla-
gen sind die ideologischen Verführer
und die politisch Verantwortlichen.

Aufgabe der Kirche ist es, nicht den
Soldatenstand zu verwerfen, sondern
die Erkenntnis zu fördern, daß politi-
sche Utopien nicht die Welt befreien.
Darüber dürfen große Worte wie Be-
freiung und Gerechtigkeit nicht hinweg-
täuschen. Diese Worte dienen ohnehin
meist der propagandistischen Vernebe-
lung der eigentlichen Absichten. Es
sind Kampfworte, die zugleich locken
und drohen sollen. Je besser dies
durchschaut und erkannt wird, um so
weniger besteht die Gefahr der dema-
gogischen Verführung.

19. Der Christ, der politische Verant-
wortung übernimmt, ist verpflichtet, alles
zu tun, um irdischen Frieden zu wahren
und die politischen Freiheiten zu schüt-
zen. Er muß den Frieden suchen und
ihm nachjagen (1. Petr. 3, 11). Aber das
Suchen nach Frieden und das „dem
Frieden Nachjagen" macht deutlich, daß
der irdische Friede in dieser gottent-
fremdeten Welt ständig bedroht ist; und
zwar durch den Menschen selbst, durch
seine Bindung an Sünde und Tod, durch
seine Versuchlichkeit und durch sein
„wie Gott sein wollen", das sich gerade
auch in den schon erwähnten emanzi-
patorischen Utopien äußert.
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20. „Ist es möglich, soviel an euch ist,
so habt mit allen Menschen Frieden",
mahnt der Apostel Paulus (Rö. 12, 18)
unmittelbar bevor er von der staatlichen
Schwertgewalt spricht.

Die apostolische Einschränkung „so-
viel an euch ist" macht unüberhörbar
deutlich, daß der Apostel mit Mächten
und Gewalten rechnet, die den Frieden
nicht wollen, daß also irdischer Friede
nicht nur abhängt vom guten Willen
eines Christen. Die Weltgeschichte, das
„Reich dieser Welt" ist dämonischer,
als daß Vernunft und guter Wille allein
das Böse in der Geschichte bändigen
könnten.

21. Der Christ soll gewiß das Böse
mit Gutem überwinden (Rö. 12, 20).
Steht er aber in politischer Verantwor-
tung, muß er zugleich auch erkennen
daß Gottes Friede und irdischer Friede
soweit unterschieden sind wie Himmel
und Erde, wie Gottesreich und Welt-
reich.

22. Der Friede Gottes ist die Gewiß-
heit, daß im Glauben an Christus „weder
Tod noch Leben, weder Engel noch
Fürstentümer noch Gewalten, weder Ge-
genwärtiges noch Zukünftiges, weder
Hohes noch Tiefes noch keine andere
Kreatur uns scheiden mag von der Liebe
Gottes, die in Christus ist, unserem
Herrn" (Rö. 8, 38 f.). Es ist die Gewiß-
heit, daß Christus mich im letzten Ge-
richt vor Gott vertreten und retten wird.

Diese Gewißheit befreit von Angst, so-
wohl vor dem kommenden Gericht als
auch von der Angst in dieser Weltzeit.
Diese Gewißheit bewahrt auch im Poli-
tischen vor verhängnisvollen, weil kurz-
schlüssigen Angstreaktionen und Angst-
parolen. Dies ist indirekt auch ein wich-
tiger, unschätzbarer Dienst für den irdi-
schen Frieden.

23. Der Friede dieser Welt dagegen
ist immer nur vorläufiger, gebrechlicher
und stets gefährdeter Friede. Er kann,
entsprechend der Natur des Weltreiches,
nur durch politisch-weltliche Mittel er-
rungen, gesichert und bewahrt werden.
Dazu gehören u. a. Verhandlungen,
Kompromisse, politische, wirtschaftliche
und militärische Verträge, Nichtangriffs-
und Sicherheitspakte, soziale Siche-
rungs- und Ausgleichssysteme ebenso
wie militärische Absicherungen nach
außen. Im Reich dieser Welt kann nur
der den Frieden sichern, der auch über
die Machtmittel verfügt, jede Bedrohung
des Friedens, jede Drohung, jeden
Obergriff und jeden Bruch des Friedens
angemessen beantworten zu können.
Das schließt militärische Machtmittel
nicht aus, sondern ein!

24. Wehrlosigkeit bedeutet, den Frie-
den der drohenden Gewalt geradezu
auszuliefern.

(Vgl. u. a. die späte, zu späte Erkennt-
nis des englischen Premierministers
Chamberlein, als er 1938 nach Rück-
kehr aus München vor dem britischen
Unterhaus den Satz prägte: „Die Erfah-

rung der letzten Tage hat uns nur zu
deutlich gezeigt, daß militärische Schwä-
che diplomatische Schwäche bedeutet".
Zitiert nach einem Bericht der „Frank-
furter Allgemeinen Zeitung" vom 13. Juli
1983, Nr. 159, S. 5).

25. Wehrlosigkeit heißt, geradezu die
Versuchung zum Friedensbruch herauf-
beschwören und herausfordern; heißt
gerade Eroberungslust, Machtrausch
und totalitäre Tendenzen fördern, statt
sie einzudämmen. Das gilt gerade auch
und insbesondere für das atomare Zeit-
alter, in das wir seit jener ersten Atom-
explosion in der Wüste von Nevada
unwiderruflich eingetreten sind.

Diese „gegenwärtige, arge Welt"
(Gal. 1, 4) hat ihren Charakter ange-
sichts der atomaren Bedrohung nicht
geändert. Die Tendenzen der Versuch-
lichkeit und der totalitären Weltherr-
schaftsansprüche werden im Gegenteil
dadurch nur noch verstärkt.

26. Es kann nicht bestritten werden,
daß die Atomwaffe eine Waffe von
„apokalyptischer" Qualität ist, die sie
von den „herkömmlichen" Waffen
grundsätzlich unterscheidet, obwohl
deren Zerstörungskraft ebenfalls nicht
unterschätzt werden darf.

Man kann gegen den Wahnwitz ato-
marer Waffen an die Vernunft appellie-
ren, man kann diese Waffen als gottes-
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lästerlich verurteilen und ihre Ächtung
fordern. Aber all dies ändert nichts an
der geschichtlichen Situation, in die wir
seit 1945 eingetreten sind. Ist das tech-
nische Wissen um diese Waffen erst
einmal in der Welt, so läßt sich dieses
Wissen nicht mehr aus der Welt schaf-
fen.

Die Verfallenheit der Welt an die
Macht der Sünde, die abgründige Ver-
suchlichkeit des Menschen, wie sie uns
die Heilige Schrift bezeugt, schließt im-
mer mit ein, daß irgendwo und irgend-
wann doch irgendjemand der Versu-
chung erliegt, nach dem Besitz dieser
Waffen verlangt und nach ihnen greift
und zumindest damit droht, um andere
seinem Willen gefügig zu machen und
um seine Herrschaft zu etablieren.

N

27. Diese Waffen aus der Welt schaf-
fen wollen, hieße die Sünde aus der
Welt schaffen wollen. Dazu haben wir
weder die Kraft noch die göttliche Voll-
macht; und die Ohnmacht unserer Ver-
nunft wird an dieser Stelle offenbar.

28. Die Sünde kann nur Christus aus
der Welt schaffen, und der trug sie ans
Kreuz!

Für den Glauben ist die Sünde über-
wunden. Für die Welt aber ist die Sünde
immer noch die sie bedrohende Macht,
der sie immer wieder anheimfällt.

29. Wir müssen also in dieser Welt
„mit der Bombe leben". Das gehört fort-
an zum „Gesetz dieser Welt", weil
„Sünde" das Gesetz dieser Welt ist
Dennoch müssen wir alle politischen
und militärischen Kräfte einsetzen, diese
Wahnsinnswaffe so zu isolieren, daß sie
nicht eingesetzt werden kann, weil jeder
Einsatz den Selbstmord miteinkalku-
lierte.

30. Angesichts der Zerbrechlichkeit
des irdischen Friedens und in der bib-
lischen Erkenntnis der Versuchliclrkeit
der Welt erweist sich aus den darge-
legten Gründen der einseitig Verzicht
auf Bau, Besitz und Drohung mit diesen
Waffen als illusionär und nicht zu ver-
antworten! Das hieße gerade zur Ge-
waltanwendung ermutigen, sei es zur
machtpolitischen Erpressung durch die
Atomwaffe, sei es zum Angriff mit „nur"
konventionellen Waffen, hinter denen
die atomare Drohung aufrechterhalten
wird.

31. Angesichts der grundsätzlichen
Ohnmacht der Vernunft, diese Waffen
für immer aus der Welt zu schaffen, er-
scheint es auf dem schmalen Feld unse-
rer politischen Operationsmöglichkeiten
doch „das Vernünftigste" zu sein, die
Schreckensvision und -möglichkeit einer
atomaren Katastrophe durch ein Gleich-
gewicht von Drohung und Gegendro-
hung, von Verhandlungen und Verträ-
gen, von „Absicherungen" rechtlicher,
wirtschaftlicher, sozialer und politischer
Art zu bannen. Andere Wege zur Siche-
rung irdischen Friedens hat es nie ge-
geben und wird es auch künftig nicht
geben.

32. Sogenannte „vertrauensbildende
Maßnahmen" sind dabei nicht ausge-
schlossen, aber sie können nicht ein-
seitig erfolgen. Sie müssen eingebunden
bleiben in die vorgenannten Maßnah-
men zur Erhaltung des machtpolitischen
Gleichgewichts, und sie müssen auf
Gleichzeitigkeit beruhen; das heißt, sie
müssen ebenfalls in Verhandlungen er-
reicht und vereinbart werden. Jede Ein-
seitigkeit ist auch auf diesem Felde
gefährlich!

33. Wie schon dargelegt, ist die
Suche nach irdischem Frieden einem
Christen aus politischer Verantwortung
geboten (vgl. 1. Petr. 3, 17; vgl. auch
Ziffer 21 und 22). Als demokratische
Staatsbürger haben wir insofern daran
teil, als wir am öffentlichen politischen
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Leben auf vielerleiweise an der Gesamt-
verantwortung mitbeteiligt sind. Dem
kann sich keiner entziehen.

Dieses Suchen nach politischen Lö-
sungen geschieht u. a. in der politischen
Diskussion, im Abwägen des Für und
Wider, in Argument und Gegenargu-
ment, in der Analyse der politischen Ge-
samtsituation und den sich daraus er-
gebenden Konsequenzen. Es muß vor
allem bedacht werden, ob der mögliche
Gegner z. B. einer freiheitlich-demokra-
tischen Ordnung verpflichtet ist oder
einer totalitären Heilsideologie zur an-
geblichen Menschheitsbefreiung und
-beglückung verhaftet ist.

(In diesem Sinne konnte Karl Barth
in seinem berühmten Brief an Josef
Hromadka von 1938 das tschechische
Volk zum militärischen Kampf gegen
Hitler aufrufen. Aber eben dies war
Barths politisches Urteil!)

34. Die Predigt der Gemeinde Jesu
Christi als der Verkündigung des Frie-
dens, den Gott am Kreuz gestiftet hat,
dient dann dem irdischen Frieden am
besten, wenn sie die Verfallenheit der
Welt an Sünde und Tod aufdeckt, alle
Menschen zur Buße und die erschrok-
kenen Gewissen unter das Kreuz und
die Vergebung Christi ruft! Sie wird da-
mit nicht die ganze Welt „bekehren".
Das ist uns nicht verheißen. Die Ge-
meinde Jesu Christi wird immer die
„kleine Herde" bleiben. Aber das ihr
anvertraute Evangelium wirkt wie Sauer-
teig, der den ganzen Teig durchsäuert.
Ihre Predigt schärft die Gewissen, be-
wahrt vor Illusionen und macht politisch
Verantwortliche bereit, nüchtern und
leidenschaftlich zugleich, nach Wegen
zu suchen, die den Frieden wahren kön-
nen.

35. Das Evangelium gibt der Ge-
meinde Jesu Christ jedoch keine Voll-
macht, nur einen bestimmten Weg zur
Friedenssicherung als den allein für den
Glauben verantwortlichen und verbind-
lichen zu erklären.

Die Gemeinde hat im politischen Be-
reich keine höhere Einsicht und keine
bessere Erkenntnis als jeder andere
politisch mitverantwortliche Staatsbür-
ger.

36. Deshalb darf das, was politisch
und militärisch zur Friedenssicherung am
besten zu tun wäre, unter Christen als
politisch mitverantwortlichen Staatsbür-
gern strittig sein. Es muß der rationalen
politischen Argumentation anheimgege-
ben bleiben! Deshalb darf kein Christ
für seine politische Sicht der Friedens-
sicherung die Autorität des Evangeliums
in Anspruch nehmen und sie vom Evan-
gelium her für allein geboten erklären.

37. Es kann und darf „im Bereich
politischer, wirtschaftlicher und sozialer
Methoden keine Bekenntnisurteile der
Kirche geben". (Vgl. Helmut Thielicke
in seinem jüngsten Buch „Glauben und
Denken in der Neuzeit", Verlag l. C. B.
Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 1983,
Seite 594.)

38. Dem einseitigen atomaren Ver-
zichten und damit der Wehrlosigkeit
und einer möglichen Preisgabe an eine
totalitäre Ideologie das Wort zu reden,
ist kein theologisches, sondern ein poli-
tisches und dazu noch höchst fragwür-
diges und umstrittenes Urteil.

Wer es politisch verantworten zu kön-
nen meint, möge dies tun. Dieses Urteil
aber zum „Status confessionis" zu er-
heben, zum „Bekenntnisstand", ist evan-
geliumswidrig, weil man dann nicht
mehr Weltreich und Reich Christi unter-
scheidet. Darüber hinaus aber wird der
Leib Christi zerteilt, weil politisch an-
dersdenkenden Christen ihr Glaubens-
gehorsam abgesprochen wird! (Vgl.
auch Thielicke s. o., Seite 594.)

39. Außerdem wird im weltlichen
Reich die politisch demokratische Dis-
kussion in ihrer Sachbezogenheit und
Sachlichkeit gerade zerstört und unmög-
lich gemacht, wenn politische Fragen
zu Bekenntnissen verfälscht werden.

40. Durch apostolische Mahnung ist
der Gemeinde Jesu Christi aufgetragen,
„zuerst Bitte, Gebet, Fürbitte und Dank-
sagung für alle Menschen zu tun" und
... „für alle Obrigkeit, daß wir ein ruhi-
ges und stilles Leben führen mögen
in aller Gottseligkeit und Ehrbarkeit"
(I.Tim. 2, 1-2).

41. Dies ist nicht Ausdruck eines ver-
bürgerlichten Christentums (mag man
dies auch so diffamieren), sondern die-
ses Beten geschieht angesichts einer

bedrohten Welt und in der Hoffnung des
Glaubens, daß Gott seine Schöpfung
vor dem Verderben bewahrt, und in der
Gewißheit, daß nicht Menschen das
Ende der Welt herbeiführen werden,
sondern allein Christus, der kommen
wird zu richten die Lebenden und die
Toten.

42. Das Gebet um irdischen Frieden
gehört deshalb zum selbstverständ-
lichen Bestandteil jedes Gottesdienstes
der Gemeinde Jesu Christi. Dabei bitten
wir für alle Obrigkeit, für die „gute" und
für die „böse". Wir bitten für die „gute",
daß sie vor Versuchung bewahrt v/erde,
für die „böse", daß sie in ihrer Verblen-
dung bekehrt und von ihrer Bosheit ab-
lasse. Wir bitten in der Gewißheit, daß
das Gebet der Christen die Welt be-
wegt und sie durch Gottes Macht über
dem Abgrund hält.

43. Besondere Bittgottesdienste sind
in höchster Not und angesichts unmittel-
bar drohender Kriegsgefahr legitim und
Ausdruck des Glaubens.

(Diese drohende Gefahr ist zur Zeit
nicht gegeben!)

Sollen solche besonderen Bittgottes-
dienste gar in Gestalt von sogenannten
Feierabendmahlen (deren Problematik
gesondert zu erörtern wäre) jedoch dazu
dienen, um eine bestimmte politische
Meinung zu unterstreichen, sie öffentlich
zu demonstrieren oder diese eine mög-
liche politische Sicht gar als allein
christlich zu proklamieren, so wird nicht
nur der Name Christi mißbraucht, son-
dern darüber hinaus — wie schon dar-
gelegt — der Leib des Herrn zerteilt.

Die Gemeinde Jesu Christi wird um
politischer Fragen willen zerrissen.

Dem ist zu widerstehen
— im Reiche dieser Welt, um der demo-

kratischen Sachlichkeit willen;

— im Reiche Gottes, um Jesu Christi
willen; damit nicht gelte (Jeremia 6,
13 f.):
„Propheten und Priester gehen alle
mit Lügen um
und heilen den Schaden meines Vol-
kes nur obenhin,

indem sie sagen: .Friede! Friede!',
und Ist doch nicht Friede."

Besdlluß der Leitung der Evangelischen Kirche
im Rheinland

Die Leitung der Evangelischen Kirche
im Rheinland hat sich bei ihrer Sitzung
am 25. August 1983 mit der gottes-
dienstlichen Veranstaltung befaßt, die
von 33 Superintendenten der Evange-
lischen Kirche im Rheinland für den
16. Oktober 1983 in Jülich geplant ist.
Nach eingehender Prüfung der Motive
und Pläne der Veranstalter und der
vorab geäußerten Kritik, Befürchtung

oder Ablehnung ist die Kirchenleitung
zu folgendem Ergebnis gekommen:

Zwischen den Veranstaltern und der
Kirchenleitung herrscht Einverständnis
darüber, daß es sich nicht um eine Ver-
anstaltung handelt, für die die Kirchen-
leitung die Verantwortung übernimmt.

Die Befürchtungen der Kritiker bezie-
hen sich im wesentlichen auf zwei Pro-
bleme:

- Es wird befürchtet, daß diese Ver-
anstaltung die Einheit der Kirche
stark belastet. Die Kritiker gehen
davon aus, daß bisher in strittigen
Fragen die Einheit der Kirche ge-
wahrt werden konnte, auch dann,
wenn unterschiedliche Standpunkte
nicht ausgeglichen werden konnten.
Man befürchtet, daß durch die ge-
plante Veranstaltung die Unter-
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schiede stärker betont werden als
die Einheit der Kirche.

— Es wird befürchtet, daß der geplante
Gottesdienst trotz gegenteiliger Ab-
sichten nicht davor geschützt werden
kann, einseitig für politische Positio-
nen mißbraucht zu werden. Daß er
im Zusammenhang mit anderen
öffentlichen Veranstaltungen steht,
die sich auf die politische Entwick-
lung beziehen, ist offensichtlich'. Der
Verdacht, daß eine gottesdienstliche
Feier in den Dienst einer politischen
Position gestellt wird, muß erhoben
werden.
Die Kirchenleitung bittet die Veran-

stalter darum, solche Befürchtungen
nicht beiseite zu schieben, sondern
auf sie einzugehen. Die Einheit der
Kirche als eine von Gott geschenkte
Gabe darf nicht ohne Not aufs Spiel
gesetzt werden. Auch darf eine gottes-
dienstliche Veranstaltung nicht den Ein-
druck erwecken, daß sie die nicht zu
leugnenden Unterschiede christlich be-
gründeter Auffassung vertieft.

Andererseits betonen die Veranstalter:
— Sie legen Wert auf die Feststellung,

daß unter keinen Umständen den-
jenigen, die nicht an diesem Gottes-
dienst teilnehmen können oder wol-
len, der christliche Glaube abge-
sprochen wird. Es wird ernstgenom-
men, wenn Christen andere Entschei-
dungen mit ihrem Glauben begrün-
den. Die Veranstalter distanzieren
sich von vornherein von jedem Teil-
nehmer, der mit seiner christlich be-
gründeten Meinung andere richtet,

indem er bei den anderen einen
schlechteren oder schwächeren Glau-
ben feststellt als bei sich selbst.

- Durch die Entscheidung der Veran-
stalter, zu einem Gottesdienst einzu-
laden, soll zum Ausdruck gebracht
werden, daß die Suche und die Sehn-
sucht nach dem Frieden für Christen
unter keinen Umständen mit neuer
Feindschaft verbunden werden kann.

— Den Veranstaltern ist wichtig zu sa-
gen, daß bei ihnen von einem
„Widerstandstag der Kirchen" keine
Rede sein kann. Es geht ihnen über-
haupt nicht um irgendeine Form des
„Widerstandes". Sie bejahen den
demokratischen Rechtsstaat der Bun-
desrepublik Deutschland und sein
Grundgesetz. Eine grundsätzliche An-
frage an diese Grundlage gibt es
nicht.

Soweit durch die gegenteiligen Mei-
nungen Mißverständnisse entstanden
sind, ist versucht worden, sie nach bei-
den Seiten hin auszuräumen. Das kann
nur so geschehen, daß beide Seiten
sich gegenseitig sehr ernst nehmen und
nicht mit Urteilen oder Vorurteilen den
Weg zueinander abschneiden.

Aber es muß auch in der Kirche mög-
lich sein, daß gegenteilige Meinungen
ausgesprochen werden. Die Einheit der
Kirche kann, soweit Menschen dazu
beizutragen haben, nicht dadurch er-
reicht oder bewahrt werden, daß Mei-
nungen verschwiegen oder, wenn sie
sich widersprechen, unter allen Umstän-
den geglättet werden. Die Einheit der

Kirche ruht nicht auf gleichen Meinun-
gen, sondern im Glauben an Christus.

Die Kirchenleitung teilt die Sorge
derer, die befürchten, daß die vorhan-
dene und geplante unvorstellbare Ver-
nichtungskapazität auf Dauer nicht die
versprochene Sicherheit bringt. Sie er-
innert daran, daß die Landessynode
1983 mit der Übernahme des Friedens-
wortes der Westfälischen Kirche ge-
sagt hat: „Es ist Zeit, die in dem System
der Abschreckung innewohnenden Vor-
stellungen von Sicherheit zu überwin-
den". Die Vollversammlung des öku-
menischen Rates der Kirchen von Van-
couver hat gesagt: „Für uns alle ist die
Zeit der Entscheidung gekommen. In
aller Welt stehen wir solidarisch zusam-
men, um unablässig, auf jedem Forum,
zur Beendigung des Wettrüstens aufzu-
rufen ... Manchmal werden wir beinahe
von der Kleinheit und Bedeutungslosig-
keit unseres Lebens überwältigt. Dann
fühlen wir uns hilflos. Doch wenn wir
im Gottesdienst das Brot des Lebens
essen, erkennen wir immer wieder Got-
tes erlösendes Handeln in Christus für
unser Leben."

Die Kirchenleitung bittet die Veran-
stalter, dafür zu sorgen, daß der Gottes-
dienst am 16. Oktober das zum Aus-
druck bringt. - Sie bittet die Kritiker,
an der Lauterkeit der Absicht der Ver-
anstalter und Teilnehmer nicht zu zwei-
feln, sondern in ihnen ihre Mitchristen
anzunehmen, die in der Bedrängnis
ihrer Gewissen glauben, so handeln zu
müssen.

Buch-
besprechung

„Argumente für Frieden und Frei-
heit", herausgegeben von Hans-Joachim
Veen (Forschungsbericht 25 des Sozial-

wissenschaftlichen Forschungsinstitutes
der Konrad-Adenauer-Stiftung), ca. 150
Seiten, Verlag Ernst Knoth, Postfach 226,
4520 Meile 1, DM 9,80.

Die „Argumente für Frieden und Frei-
heit" verdeutlichen in achtzehn knap-
pen und grundlegenden Einzelbeiträgen
renommierter Autoren (Franz Böckle,
Gunter Brakelmann, Karl Carstens, Die-
ter Farwick, Manfred Hättich, Bruno
Heck, Helmut Kohl, Georg Leber, Alois

Mertes, Gerhard Müller, Michael Novak,
Wolfhart Pannenberg, Walter Schmit-
hals, Wolfgang Schreiber, Kurt Sont-
heimer, Werner Steinjan, Christof
Warnke, Manfred Wörner) die Verteidi-
gungswürdigkeit und die Verteidigungs-
notwendigkeit der Bundesrepublik
Deutschland. Die Argumente greifen
dabei weit über militärstrategische und
rüstungstechnologische Überlegungen
hinaus und führen in Grundfragen der
politischen Ethik.
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